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Inland. 


Pots dam, den 29. Juni. 
Schleſien zurückgekehrt. 


Seine Majeſtät der König ſind aus 


Berlin den 1. Juli. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Kaiſerl. Oeſterreichiſchen Feldmarſchall⸗Lieutenant und Militair⸗Ober⸗Kom⸗ 
mandanten zu Kratau, Grafen Caſtiglioni, den Rothen Adler-Orden erſter 
Klaſſe; ſo wie dem dem Kaiſerlich Oeſterreichiſchen Hof-Kriegsrathe zugetheilten 
General⸗Major, Ritter von Dreihann und Sulzberg, den Rothen Adler- 
Orden zweiter Klaſſe mit dem Stern und dem Hauptmann Roſſi, Kommandan⸗ 
ten der Grenadier⸗Diviſion des Ungariſchen Infanterie-Regiments No. 34. Prinz 
von Preußen, den Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe; desgl. dem Kreis⸗Phyſikus 
Dr. Wolff zu Küſtrin und dem Hebammen - Lehrer Dr. Sydow zu Frankfurt 
den Charakter als Sanitäts⸗Rath zu verleihen. 


Ihre Durchlauchten der Herzog und die Herzogin von Schleswig- 
Holſtein⸗Sonderburg⸗Auguſtenburg, fo wie Höͤchſtderen Kinder, die 
Prinzeſſinnen Auguſte und Amalie und die Prinzen Friedrich und 
Chriſtian, ſind von Auguſtenburg, und Se. Excellenz der Geheime Staats⸗ 
Miniſter Graf zu Stolberg⸗Wernigerode, aus Schleſien hier angekommen. 
— Se. Durchlaucht der Prinz Albert zu Schwarzburg-⸗Rudolſtadt 
it nach Rudolſtadt, Se. Durchlaucht der Fürſt Ludwig zu Solms-Lich und 
Hohen⸗Solms, nach Lich, Se. Durchlaucht der Fürſt Heinrich LXXIV. 
zu Reuß ⸗Schleiz⸗Köſtritz, nach Jänkendorf, Se. Durchlaucht der Fürſt 
Auguſt von Sulkowski, nach Reiſen, Se. Ercellenz der General⸗Lieutenant, 
General⸗Adjutant St. Majeſtät des Königs und Commandeur der Garde-Kavalle⸗ 
rie, von Tümpling, nach Koblenz, Se. Excellenz der Ober-Burggraf des 
Königreichs Preußen, von Brünneck, nach Trebnitz, der Vice-Ober⸗Jägermei⸗ 
ſter, Graf von der Aſſeburg⸗Falkenſtein, nach Meisdorf, der Erb-Land⸗ 
Marſchall im Herzogthum Schleſien, Graf von Sandretzty⸗Sandraſchütz, 
nach Breslau, und der Herzoglich Anhalt⸗Cöthenſche Landes⸗Ditektions⸗Präſident, 
von Goßler, nach Cöthen abgereiſt. 5 


Berlin. — (Schleſ. 3.) Außer den Herausforderungen, welche, wie ſchon 
früher erwähnt, Seiten jüdiſcher Studenten an Hrn. v. Binde wegen ſeiner Cha⸗ 
rakterſchilderung der Juden ergangen fein ſollen, iſt nun auch ein Aſſeſſor, früher 
jüdiſchen Glaubens, für die Ehre feiner Nation in die Schranken getreten. Der⸗ 
ſelbe fordert vom Frhrn. v. Binde in einem Schreiben eine Ehrenerklärung mit der 
Drohung, daß er, wenn ſolche nicht erfolgt, den ehrenhaften Charakter wenig⸗ 
ſteus feiner hier weitverzweigten Familie zu retten wiſſen werde. Zufällig hat 
dieſe Familie ſchon eines ihrer Mitglieder in einem Duelle verloren. 

Die Flauheit in Getreidegeſchäften dauert fort. Niemand hat jetzt mehr ein 
großes Begehren danach, weil ſolches noch viel zu hoch im Preiſe iſt, und man 
mit Zuverſicht einer ſehr reichen Ernte entgegenſehen kann. — Vor nicht langer 
Zeit machte ein Prozeß wegen eines Prämienſcheines, auf den bei der Ziehung 
der hohe Gewinn von einigen 70 tauſend Thalern fiel, ſehr viel Aufſehen. Ein 
Kaufmann zu Kroſſen verlangte nämlich von einem Geſchäftsmann zu Frankfurt 
a. O. vor der erwähnten Ziehung einen Prämienſchein zum Kauf, der ihm von 
letzteren in der Zeit gerade zugeſchickt wurde, als jener die Zuſendung des Prämi⸗ 
enſcheines brieflich wieder abbeſtelte. Der Zufall fügte es, daß unterdeſſen auf 
die Nummer dieſes Prämienſcheines erwähnter hoher Gewinn fiel, demzufolge der 
Kroſſener „welcher nun wider ſeinen Willen im Beſitz dieſes von der Fortuna be⸗ 

uſtigten Prämienſcheines war, nach Berlin eilte und ſich das Geld dafür aus⸗ 
buen ließ. Der Geſchäftsmann zu Frankfurt a. O. machte indeß Anſprüche auf 
den Sana, weil der Prämienſchein, den der Kroſſener früher verlangt hatte, 
ihm wieder abbeſtellt war. In zwei Inſtanzen hatte ſich das Gerichtskollegium 
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für den Frankſurter entſchieden. In dritter und letzter Inſtanz iſt aber dem Kroſ⸗ 
jener der Gewinn des Prämienſcheines zuerkannt worden. 

Oderberg, den 26. Juni. Auch hier ſieht es wieder ſehr traurig aus. 
Binnen wenigen Tagen ſind die Bewohner dieſer unglücklichen Niederung von dem 
Gipfel ihrer ſchoͤnſten Hoffnungen herab in den Abgrund dumpfer Verzweiflung 
geſtürzt. Vielverſprechend waren die Fluren und mit einer Ueppigkeit prangte die 
Vegetation auf den Wieſen und Niederungsfeldrrn, wie wir fie ſeit Jahren nicht 
erlebt haben. Schon freuete ſich der Landmann auf den baldigen reichen Einſchnitt, 
welcher durch den erſt ſpäten Verlauf des Winterwaſſers ſich hier etwas verſpätet 
hatte. Da kam von Breslau die Hiobspoſt mit der Meldung des Anſchwellens 
der Oder. Noch wurden in aller Eile einige ohnmächtige Verſuche gemacht, we⸗ 
nigſtens noch Einiges dem unerbittlichen Elemente zu entreißen, und dem hun⸗ 
gernden Vieh zuzuwenden; aber nur zu bald, und ſchneller als gewöhnlich brau⸗ 
ſeten auch ſchon die Waſſermaſſen heran, und verſchlangen Alles, was ſie nur 
erreichen konnten, Gemähetes und Ungemähetes. Das ganze Nieder⸗ und Tief⸗ 
bruch zwiſchen den Städten Wrietzen, Freienwalde, Oderberg, Zehden, Stolpe 
und Schwedt bildet nur einen Waſſerſpiegel — ein kleines Binnenmeer. Mehr 
als hunderttauſend herrlicher Grundſtücke ſind überfluthet und damit ein Werth von 
mehr als einer halben Million untergegangen. Das Waſſer iſt am hieſigen Pe⸗ 
gel von 6 auf 11 Fuß geſtiegen und fteigt noch fort. Da das beabſichtigte Me⸗ 
liorations⸗Werk nach den Ermittelungen und Anſtellungen des Herrn Geh. Ober⸗ 
Bauraths Becker den hieſigen Waſſerſtand um 5 Fuß durchſchnittlich vermindern 
dürfte, ſo würde, wäre das bis jetzt noch immer nur projektirte Werk fertig, das 
Nieder- und Tiefbruch durch den gegenwärtigen Anlauf nicht überſchwemmt wor⸗ 
den, und eine halbe Million, oder faſt die Hälfte des ganzen Baukapitals, in 
einem Jahre gewonnen ſein. 


Ausland. 


rr b 

Stuttgart, den 21. Juni. Die Ulmer Chronit ſchreibt: Kanzler 
v. Wächter wurde nach München gefandt, um mit der Regierung ſich zu bes 
nehmen, ob die Grundlagen des neuen Geſetzbuches, des öffentlichen und münd⸗ 
lichen Verfahrens dc. von beiden Regierungen (der Bayeriſchen und Wuüͤrtembergi⸗ 
ſchen) nicht gemeinſchaftlich bearbeitet werden wollten? 

Darmſtadt, den 24. Juni. Die warme Vertheidigung, welche der Geh. 
Staatsrath Jaup in mehreren Blättern der durch Verbrennung umgekommenen 
Gräfin Görlitz gewidmet, hat allgemeinen Auklang gefunden. Er waälzt die 
Schuld von ihr auf den Zufall, und wir dürfen einem ſolchen Ehrenmanne trauen. 
Betruͤbend iſt det Gedanke, daß das gute Andenken bei den Ueberlebenden ſo leicht 
zernichtet werden kann. Nach dem Tode ihres Gemahls wird aus ihrem großen 
Vermögen eine großartige „Balſer-Stiftung“ in Gießen errichtet. 

Mainz, den 25. Juni. Unſere Regierung hatte auf den heutigen Frucht⸗ 
markt, der auch außerdem ſehr beſucht war, wieder einige hundert Malter Brod⸗ 
früchte gebracht und dadurch auf das Sinken der Preiſe gewirkt. — Während 
nun die Betheiligten Klagen führen, daß ihnen durch dieſe Manipulationen von 
Seiten des Staates die theuer angeſchafften Vorräthe entwerthet würden, ſieht die 
Bevölkerung mit Ruhe dem ſorgenden Wirken unſerer Behörden entgegen, und 
und wenn auch für dieſe Woche auf billigere Brodpreiſe nicht zu rechnen iſt, ſo 
werden wir durch den außerordentlich günſtigen Stand der Früchte binnen ganz 
kurzer Zeit aller Beſorgniſſe in dieſer Beziehung überhoben fein. 8 

Kiel. — Am 20ſten Juni ift in Altona die Verſammlung des Schleswig. 
Holſteiniſchen Landesvereins der Guſtav⸗Adolph⸗Stiftung geweſen. Wie 
man aus dem Alton. Merkur ſieht, iſt dort hinſichtlich Rupp's der Berliner 
Beſchluß genehmigt. Man muß Hierbei nicht außer Acht laſſen, daß der Guſtav⸗ 
Adolph: Verein bei uns ganz in die Hände der ultra orthodoxen Anhänger von 
Harms gerathen if. Seit wir hier ernſthaftere und wichtigere 
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Dinge zu bedenken haben, intereſſirt ſich hier faſt niemand 
mehr für die kirchlichen Streitigkeiten. 

Von der Unter-Elbe. — Die Inſel Helgoland wird, wie zuerſt der 
Rheiniſche Beobachter berichtet, befeſtigt werden, um ein zweites Gibraltar 
zu fein. Zuvörderſt ſoll der Abbröckelung des Felſens gewehrt und dann ſoll ein 
Ankerplatz angelegt werden, an dem eine Flottenabtheilung ſtationiren wird. Auch 
das Seebad wird bei dieſen großartigen Bauten in Betracht gezogen werden. 
Die vorläufigen Ausgaben ſollen ſich auf eirca 7 Mill. Mrk. belaufen. Dieſer 
Bericht hat hier viel Fragezeichen und manch mitleidiges Achſelzucken hervorgeru⸗ 
fen. Wenn auch der Verlust Helgolands für Deutſchland daun erſt recht fühlbar 
wird, wenn dieſe Pläne berwürklicht werden ſollten, jo müßte man ſich doch 
freuen, wenn die merkwürdige Inſel dadurch vor dem Untergange, der ihr lang⸗ 
ſam aber ſicher herannahet, bewahrt werden könnte. Die Aufgabe, den Fels vor 
den verderblichen Einwirkungen der Wogen, des Regens und des Windes ſicher 
zu ſtellen, wird ebenſo intereſſant als ſchwierig ſein. Vor mehreren Jahren machte 
ein Bayeriſcher Geolog alles Ernſtes den Vorſchlag, Helgoland, das der Schif— 
fahrt ſo unentbehrlich iſt, mit einem Eiſengürtel zu umgeben. 

Lübeck. — Unſere Dampfſchifffahrt nach St. Petersburg iſt in 
dieſem Jahre ſehr lebhaft. Zwar geht die größere Zahl der Reiſenden, wie auch 
im vorigen Jahre der Fall war, nach Stettin, doch nehmen auch viele ihren 
Weg hierher und dem Gütertransport hat die Stettiner Konkurrenz überhaupt noch 
wenig Abbruch gethan. Auffallend iſt, daß große Quantitäten Gold jede 
Woche von St. Petersburg hierher kommen und umgekehrt große Quantitäten 
Silber mit jedem Schiffe dahin verladen werden. 

' Frankreich. 

Paris, den 27. Juni. Die Pairs⸗Kammer als Pairs Gerichtshof hat 
heute abermals eine Sitzung gehalten, die noch nicht zu Ende iſt bei Poſtſchluß. 
Aber ſo wenig als geſtern verlautet etwas über die Verhandlungen. 

So eben verbreitet ſich die Nachricht, daß der ehemalige Miniſter Teſte vom 
Pairshofe in Anklageſtand verfegt ſei und der Prozeß am 5. Juli beginnen ſolle. 

Der Schluß der geſtrigen Sitzung der Deputirtenkammer war wieder ſehr ſtür⸗ 
miſch, da Girardin und die Oppoſitions-Partei eine parlamentariſche Unterſu⸗ 
chung der gegen das Miniſterium vorgebrachten Anſchuldigungen verlangten. Nach 
einer lebhaften Diskuſſion ſtellte Graf von Morny den Antrag, mit der Erklärung, 
„die Kammer ſei mit den von der Regierung gegebenen Aufſchlüſſen befriedigt“, 
zur Tagesorduung überzugehen; dieſer Antrag wurde mit einer Majoriat von 
123 Stimmen angenommen; 225 waren dafur, 102 dagegen. 

Der von Herrn Renouard verfaßte Bericht über die Vorunterſuchung der 
Kommiſſion des Pairshofs in der Anſchuldigung gegen den General Cublsres und 
Genoſſen giebt eine Ueberſicht des eingehaltenen Verfahrens der Kommiſſion. Es 
würden 1200 Aktenſtücke, welche auf die Konzeffionirung der Gruben von Gou⸗ 
hanans Bezug haben, dabei die ganze Korreſpondenz des Generals Eubieres und 

des Herrn Pellaprat, ehemaligen General⸗Einnehmers, fo wie des Gegners Par- 
mentier, in Beſchlag genommen. Der damalige Miniſter der öffentlichen Bauten, 
Herr Teſte, ſoll durch Briefe des Herrn Pellaprat, jedoch ohne direkte Hinwei⸗ 
ſung auf Mitſchuld, und nur durch ein Billet von ſeiner Hand an General Cu⸗ 
bires in der Art mit in die Sache verwickelt fein, daß die Kommiſſion auch ihn 
als der Mitſchuld verdächtig bezeichnen zu müſſen glaubte. Das fragliche Billet 
ift von Neris datirt und meldet dem General, daß er wegen Verzögerung der Kon⸗ 
zeſſton nicht beſorgt fein möge, indem er alle darauf bezüglichen Papiere zu eige⸗ 
ner Einſicht mitgenommen habe und daher in feiner Abweſenheit kein etwa ungün— 
ſtiger Bericht verfaßt werden könne. General Cubieres berichtete in feinen Brie— 
fen an Herrn Parmentier regelmäßig ſeine Beſprechungen mit Herrn Teſte, den 
Fortgang der Angelegenheit und ihr Schickſal im Miniſterrathe, wie im Departe⸗ 
ment der öffenklichen Bauten, mit großer Genauigkeit. General Cubières ver⸗ 
neint jedoch, die Mittheilung von Herrn Teſte erhalten zu haben. Ein Beamter 
habe ſie ihm gemacht, den er aber nicht namhaft machen werde; in ſeinen Briefen 
werden fie allerdings irrthümlich und nur der Zuserlaſſigteit wegen dem Miniſter 
zugeſchrieben, mit dem er über die Sache nur zufällig ſich Atera habe. Auf 
eine Frage, wie er eine Summe von 200,000 Fr. zu verwenden gedacht habe, 
die er von den Unternehmern zu Beförderung ihrer Intereſſen verlangte, hat der 
General erwiedert, daß er von Perſonen, welche mit der Erwerbung von Regie⸗ 
rungs⸗Konzeſſionen vertraut wären, ſtets gehört habe, daß einiges Geld dabei 
gut anzubringen ſei. Allein er habe daun geſehen, daß er der Unterſtützung, an 
welche er gedacht, nicht bedürfe, habe keine Beſtechung angewendet und daher den 
Unternehmern das Geld reſtituirt. Er gebe zu, daß er Unrecht gethan, auf ſolche 
Dinge ſich einzulaſſen, werde aber Niemanden von denen nennen, welche dabei in 
Betracht Nea wären. 


sehe, den Anklageſtand auszusprechen. 
Ueber der Mordanfall auf den Pair Herrn Merilhon erfährt man jetzt folgen⸗ 


wenigſtens der Erſtere auf Ehrenwort f e 


des Nähere: Herr Merilhou ift der Vormund des zweiundzwanzigjährigen Vi⸗ 
comte Denain, Verfaſſer mehrerer Biographieen und einer kürzlich erſchienenen 
Broſchüre über die Koloniſirung von Algier. Denain hatte durch verſchwenderi⸗ 
ſches Leben einen Theil ſeines Vermägens bereits dürchgebracht, und Herr Meril⸗ 
hou, um den Reſt zu retten, hielt ihn daher unter ſtrenger Aufſicht. Am 23ften, 
Morgens um 8 Uhr, erſchien Denain plötzlich im Arbeits⸗Kabinette des Herrn 
Merilhou und verlangte Geld. Als dieſer es verweigerte, zog Denain ein Piſtol 
hervor; Merilhou warf ſich auf ihn, um ihn zu entwaffnen, und erhielt mit dem 
Kolben des Piſtols einen Schlag ins Geſicht, bemächtigte ſich jedoch der Waffe. 
Nun zog Denain ein zweites Piſtol hervor und ſchoß es auf Herrn Merilhou ab, 
fehlte aber. Er entfloh hierauf, ward jedoch auf der Kreppe aufgehalten und 
verhaftet. Man fand bei ihm zwei Anweiſungen auf 1800 Fr. für Herrn Me⸗ 
ilhou's Rechnung, von dem Kaſſirer des Caſſationshoſes ausgeſtellt, die Denain 
wahrſcheinlich feinen Vormund zu unterzeichnen zwingen wollte. 

Die Demonſtration Englands in China hatte, wie heute die Débats be— 
richten, keinen anderen Anlaß und Zweck, als der Regierung in Peking wie den 
Unterthanen derſelben Reſpekt vor den Fremden und Achtung der beſtehenden Ver⸗ 
träge einzuflößen. Durch die ſtattgehabte kräftige Demonſtration werde wenig⸗ 
ſtens die ſeither von den Chineſen fo peinlich gemachte Lage der Fremden in Can⸗ 


ton für ſo lange eine beſſere werden, bis neue Verletzungen der beſtehenden Ver⸗ 


träge oder andere Zwiſchenfälle neue und vielleicht bedeutendere Verwickelungen 

herbeiführen würden. Neue Coneeſſionen find der Behörde in Canton nicht abge⸗ 

drungen worden; nur die Verträge von 1842 ſollen in Kraft und Wirkſamkeit 

erhalten werden. Nachdem der Engliſche Bevollmächtigte die tüchtige Lection in 

Canton gegeben, iſt er mit ſeinen Schiffen und Truppen nach Hongkong zurückgekehrt. 
a Spanien. ; 

Madrid, den 20. Juni. Der miniſterielle Correo theilt mit, König 
Louis Philipp habe ein eigenhändiges Schreiben an den König Don Franrisco 
gerichtet und der Herzog von Glücksberg habe geſtern eine Conferenz mit demſel⸗ 
ben im Pardo haben ſollen. 

Das Gerücht geht, der Carliſten-General Villareal ſei in Catalonien erſchie⸗ 
nen, ſich an die Spitze der Banden zu ſtellen, welche die Provinz durchſtreifen. 

f i PO keit g . 

Die vou der Koͤnigin erlaſſene Proclamation und das Amneſtiedecret machten 
in Liſſabon große Senſation, ſo daß noch an demſelben Abend ein zweites Deeret 
als Beilage zum Diario do Goberno ausgegeben wurde, worin ausgeſpro⸗ 
chen iſt, daß die beſagte Amneſtie erſt in Kraft treten ſolle, nachdem ſich die Junta 
und alle Inſurgenten-Truppen im ganzen Land der Autorität der Königin wieder 
unterworfen haben würden. Man hat jedoch Grund zu glauben, es werden die 
drei verbündeten Mächte nicht zugeben wollen, daß dieſe gerechte und wohlthätige 
Maßnahme der Verſöhnung auf ſo unbeſtimmte Zeit ausgeſetzt werde, da die voll⸗ 
ſtaͤndige Wiederherſtellung des Friedens in allen Theilen von Portugal immer noch 
in weiter Ferne liegt. — Die Zahl derer, welche aufangs den Grafen Das An⸗ 
tas und die übrigen Gefangenen auf dem Fort St. Julian beſuchen durfte, iſt 
nunmehr auf ſehr wenige Perſonen beſchränkt und die Beſatzung iſt um 200 Ma⸗ 
rine⸗Soldaten verſtärkt worden. Man ſcheint ſich demnach nicht ganz ſicher zu wiſſen. 

London den 25. Juni. Den letzten Nachrichten aus Liffabon vom 19. 
und aus Porto vom 21. Juni zufolge, hatte die Junta in letzterer Stadt ſich 
noch immer nicht unterworfen, weil fie das Amneſtie Dekret der Königin für nicht 
genügend erachtete. Das Eugliſche Geſchwader unter Admiral Parker war am 
21. noch nicht vor Porto eingetroffen; dagegen war eine Spaniſche Diviflon, 
3000 Main ſtark, in Braga, zehn Stunden von Porto, auf dem Marſche 
dahin begriffen, angekommen. In Porto hatte die Junta 9000, nach Anderen 
14,000 Mann, unter dem Ober- Befehl des General Povoas verſammelt und 
ſoll entſchloſſen fein, ſich weder den Spaniern, noch Saldanha (der bis dicht am 
Villa Nova vorgerückt war) zu ergeben, einer etwaigen Aufforderung des Engli⸗ 

en Admirals aber nachzugeben. Der Marqui 6 ; 
En nach Porto galant e en e zue e 

Die Lage der Dinge in Liſſabon hatte ſich nicht verändert. Von den Infur- 
genten, welche ſich nach Evora zurückgezogen haben, erfährt man, daß ſaſt ohne 
Offiziere find, und daß der Guerilla-Chef Galamba den Befehl übernommen hat. 
Die Kavallerie des General Vinhaes datte dieſen Inſurgentenhaufen auf ſeinem 
Rückzuge aus St Übes lebhaft verfolgt und eine Anzahl Marodeurs ohne Barm⸗ 
herzigkeit niedergehauen. Admiral Parker war am 19., in Folge der an ihn 
gelangten Anzeige, daß die Junta ſich nur ihm ergeben wolle, im Begriffe mit 
ſeinem Geſchwader nach Porto abzugehen. , r 

Großbritannien und Irland. 

London, den 26. Juni. Weitere Mittheilungen aus Portugal in Engli⸗ 
ſchen Blättern ſchildern die Anarchie und Unordnung im Lande 11 als je. Ge⸗ 
gen die Spaniſchen Truppen, die noch nicht über Valenza hinaus gekommen nd, 
und gegen die Engländer ſoll wegen der Intervention die größte Erbitterung herrſchen 

Die Königin hat den vermögensloſen Kindern des veiſtorbenen Schriftftellers 
Thomas Hood eine Jahrespenſton von 100 Pfund Sterling bewilligt. 

Die geſtrigen Verhandlungen des Parlaments ha ten kein beſonderes Intereſſe. 
Im Oberhauſe ſprach ſich Lord Brougham gegen die lange Gefangenſchaft 
des Grafen Das Antas und ſeiner Genoſſen in Portugal aus und verlangte, daß 
auf ajfe! Der Marquis von Lans⸗ 
downe ſtimmte den Anſichten Lord Brougham's vollkommen bei, vertröſtete in. 
beß auf die wohlwollenden Geſinnungen der Portugieſiſchen Regierung. 2% Fra 
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Die mit der Ueberlandpoſt aus dem Oſtindiſchen Beſitzungen angelangten 
Briefe bringen aus Batavia von 24. April die Nachricht, daß in Singapore eine 
furchtbare Fenersbruuſt, der böswillige Abſichten nicht fremd fein dürften, 300 
Häuſer in Aſche legte, wodurch 1500 Menſchen alle ihre Habe einbüßten. Der 
Verluſt wird 100,000 bis 120,000 Dollars angeſchlagen. — Der General⸗ 
Gouverneur hatte unterm 22. April einen Beſchluß erlaſſen, welcher eine regel⸗ 
mäßige, mit dem 25. April ins Leben zu tretende Dampfſchiffſahrts⸗Verbindung 
mittelſt eines Königlichen Dampfſchiffes zwiſchen Singapore und Java anordnet. 

In den heutigen Sitzungen der beiden Parlamentshäuſer iſt auch nichts Er⸗ 
hebliches verhandelt worden. Im Unterhauſe veranlaßte Lord Ingeſtre aber 
mals eine lauge Debatte über die vielbeſprochene Erfindung des Kapitain Warner, 
als deren Reſultat ſich indeß nur die dem Anſcheine nach ziemlich allgemein ver⸗ 
breitete Anſicht von der Nutzloſigkeit der Erfindung herausſtellte. Sir H. Dou⸗ 
glas bezeichnete die ganze Sache geradezu als eine Schwindelei, und Lord In— 
geſtre nahm darauf den von ihm geſtellten Antrag, ein Spezial⸗Comité zur Be⸗ 
gutachtung der Erſindung zu ernennen, zurück. 

S. ch w e i z 

Zürich, den 24. Juni. Nach der N. Zürich. Zug“ hat der ehemalige 
Pfarrer Dr. Bernhard Hirzel, Anführer des Landſturms, in den Unruhen wegen 
der Berufung von Strauß, ſeit längerer Zeit wegen eines Griminalyergehens mit 
Stedbriefen verfolgt, in Paris durch Gift ſeinem Leben ein Ende gemacht. 

Neuenburg. Der geſetzgebende Körper hat ſich mit den Tagſatzungs⸗ 
Inſtenktlonen beſchäftigt; die Bundes⸗Reviſion ſoll aus dem Abſchied entfernt 
werden; in Bezug auf den Sonderbund hatte der Staatsrath vorgeſchlagen, ihn 
als nicht bundeswidrig zu erklären, da der Artikel 6 des Bundes-Vertrags die 
Stände ermächtige, beſondere Bünde abzuſchließen, inſofern ſie dem allgemeinen 
Bunde nicht uachtheilig find, und da Luzern ausdrücklich erklärt habe, es werde 
ſich allen Vorſchriften des Art. 4 des Bundes-Vertrags unterwerfen, und der 
Vertrag ſolle nur ſo lange dauern, als er durch bundeswidrige Angriffe nöthig 
gemacht werde. Dieſer Antrag wurde zwar lebhaft bekaͤmpft, abrr mit großer 
Mehrheit gegen 7 Stimmen angenommen. 


e 


Rom den 15. Juni. Geſtern hatte der Sohn Daniel O'Connells eine Au⸗ 
dienz bei Pius IX., welcher dem „Befreier Irlands“ die größten Lobſprüche zollte. 
Nachdem der Beſucher den Fuß des Papſtes geküßt hatte, ſagte dieſer: „Da ich 
des ſo lange erſehnten Glückes beraubt bin, den Helden des Chriſtenthums zu 
umarmen, ſo laſſen Sie mich wenigſtens den Troſt haben, ſeinen Sohn zu umar⸗ 
men,“ bei welchem Worte ihn der Papſt zweimal an ſeine Bruſt drückte. Pins 
IX. hat zu Ehren Daniel O'Connells auf den 25. Juni eine große kirchliche Feier 
mit Leichenrede anberaumt. 

Rom den 18. Juni. 
des Chors, welcher bei der Fahnenweihe aufgeführt worden, nach dem Palaſt 
Orſini „ um dem Senator zu danken, bei welcher Gelegenheit derſelbe auf Befehl 
des heiligen Vaters die definitive Einſezung der fo lange erſehnten Munizipal⸗ 
Verfaſſung der Stadt Rom feierlich verkündete 1 


‘ Vermiſchte Nachrichten. 
Breslau. (Schleſiſche Zeitung.) Der feierlichen Enthüllung des Denkmals 


(A. 3.) Geſtern Abend verfügten ſich die Sänger, 


für Friedrich den Großen am 27. Juni wohnten fo weit es zur Keuntniß des Ver⸗ 


waltungs⸗Ausſchluſſes gelangt iſt, folgende Perſonen, welche noch unter Koͤnig 
Friedrich dem Großen im Militairdienſt geſtanden haben, bei: 1) Günther aus 
Cawallen, 110 Jahr alt, geboren den 5. Februar 1737, war den ganzen 7jah⸗ 
nigen Krieg hindurch Soldat; 2) Blaſius Schefzeck aus Czarnowanz, 983 Jahr 
alt, ſtand im v. Kellerſchen Huſaren⸗Regiment; 3) Ignaß Brückner, 95 Jaht 
alt, fand im Regiment Schwarz in Neiſſe; 4) Franz Kalikowsky aus Bres⸗ 
lau (wohnhaft daſelbſt Weißgerbergaſſe Nr. 39), 93 Jahr, ſtand im Regiment 
Tauentzien; 5) Obriſt⸗Lieutenant Graf v. Monts aus Glatz, 86 Jahr, diente 
8 Jahre lang unter Friedrich II.; 6) Auguſt Weiſſer aus Mogwitz, Grott⸗ 
bauer Kr., 85 Jahr ſtand im Regiment v. Rothkirch in Neiſſe ſeit 1783; 7) 
Gottfried Biſchof aus Raudten bei Liegniz, 83 Jahr. (Militalrdienſtzeit 64 
Jahr 3 Monat.); 8) Michael Sowitzky aus Oppeln, 82 Jahr alt, ſtand im 
v. Holzendorfichen Küraſſier-Regiment; 9) Major v. Otto, vom Ingenieur 
Corps, 82 Jahr alt, diente 4 Jahr unter Friedrich II.; 10) Karraſch, Inlie⸗ 
ger aus Pilsnitz, Breslauer Kr, einige und 80 Jahr alt, diente im Regiment 
v. Tauentzien; 11) Franz Ludwig, penſtonirter Poſt⸗Schirrmeiſter, 74 Jahr 
alt, war Tambour im Regiment von Heiding (wohnt große Groſchengaſſe Nr 4. 
in Breslau). — Ferner folgende Perſonen, bei denen eine Angabe des Alters 
fehlt: 12) Rittmeiſter v. Tſchirſchky auf Schlanz (trat 1783 in das Regiment 
v. Bohlen.); 13) Major v. Rhein in Breslau (trat unter König Friedrich II. 
in das Kadetten-Corps zu Stolpe.); 14) Rittmeiſter v. Schmakowsky in 
Breslau, dient unter König Friedrich II. in dem Küraſſier⸗Regiment v. Seidlitz; 
15) Artillerle⸗Mafor Wo cke, ſtand unter Friedrich II. in dem Aften Artillerie⸗Re⸗ 
giment, das 1798 nach Breslau kam; 16) Poſt⸗ Direktor Schneege, Ritter 
des rothen Adler-Ordens vierter Klaſſe, ſtand unter Friedrich II. im Militairdienſt 
zu Brieg; 17) Landrath Major v. Lange in Breslau, ſtand unter Friedrich II. 
bei den Brandenburgſchen Dragonern; 18) Hauptmann v. Wentzky aus Neiſſe; 
19) Hauptmann Koeppke in Breslau; 20) Gottfried Hübner, penſtonirter 
Kanzleidiener, ſtand unter König Friedrich II. im Hufaren-Regiment von Würtem⸗ 
berg; 21) Johann Dzialles, ehemaliger Feldjäger, ſtand unter König Frie⸗ 
drich IE in der Kompagnie des Kapitain v. Rongecambre; 22) Obriſt⸗Lientenant 
Dr. Fr. v. Strang, trat 1785 als Freicorporal in das Regiment v. Konig; 
23) Landſchafts⸗Direktor Freiherr v. Reis witz auf Wendrin; 24) Rittmeiſter 
Freihert v. Lüttwitz auf Paſchkerwitz; 25) Rittmeiſter v. Frankenberg in 
Breslau. 

Die Dorfzeitung schreibt: Das Zollvereinsblatt enthält einen recht 
guten und eindringlichen Aufruf an die Deutſchen Frauen und Jungfrauen 
in einer Sache, die auch die Dorfztg. ſchon ihren günſtigen Leſerinnen ans Herz 
gelegt hat. Es gilt nämlich, freie Vereine zu bilden, deren Mitglieder Deut⸗ 
ſchen Webeſtoffen vor fremden den Vorzug zu geben, und zwar nur ſo weit 
Mode, Geſchmack und Preis dies geſtatten. Vielfach ſtehen ſchon die Deutſchen 
Erzeugniſſe den fremden in nichts nach, und wo dies noch der Fall iſt, liegt die 
Schuld weniger an Deutſcher Geſchicklichkeit oder Geſchmackloſigkeit, als an der 
geringen Aufmunterung, die der Deutſchen Induſtrie zu Theil wird, an dem 
Vorurtheil, das ſelbſt bei gleicher Güte der Stoffe nach den fremden greift. Es 
gilt alſo, ihr Deutſchen Frauen, die Blüthe und den Wohlſtand Deutſchen Ge⸗ 
werbfleißes; es gilt, die Thränen von tauſend armen und hungernden Arbeitern 
zu trocknen, und mit wenig Entſagung mehr Noth und Elend, und nachhaltiger 
zu ſtillen, als alle Almoſen der Welt. ö 

In Hirſchberg tft ein Mann verhaftet worden, der, „um einen Eifer we⸗ 
niger zu haben“ ſein eigenes Kind in das Waſſer geworfen hatte. 


— 


Im Verlage von L. Weyl & Comp. in Ber⸗ 
lin erſchien ſo eben und iſt durch alle 58 65 
gen zu beziehen; in Poſen vorräthig bei Ge vi: 
der Scherk, Markt⸗ und Franziskanerſtr.⸗Ecke 
No. 77., ſo wie bei E. S. Mittler: 

Die Herren 
v. Vincke u. v. Beckerath 
in ganzer Figur anf der Nednerbübne 
eben j : 
gezeichnet 5 einem Deputirten. 
preis jedes Bildes 5 Sgr. - 

Neben den ſprechend ähnlichen Portraits ſieht man 
die Minister, den Marſchall, den Thron ꝛc. Der 
Preis (& 5 Sgr.) iſt fo gering geſtellt, damit auch 
der Unbemittelte ein Andenken an dieſe vortrefflichen 
Männer befigen konne. 


Belanntmahung- 

Das diesjährige Pferderennen wird am öten und 
Sten k. Mis. auf der gewöhnlichen Rennbahn ſtatt⸗ 
finden. „ 8 

Zur Behühung von Unglücksfällen und Störun: 
gen wird RNachſtehendes angeordnet: 

) die Wagen und Reiter dürfen nur die zum Eich⸗ 
walde führende große Straße bis zu dem links von 

erſelben vor dem Juſtizrath Hoyerſchen Grunde 
backe apfüprenden Wege pafficen und auf dem lege 
uf bie zur Wieſe fahren; von dort begeben ſie ſich 

9 * markirten Wege zum Rennplat. 
ihr ) Die Wagen der Mitglieder des Vereins finden 

2 Platz hinter den aufgeftellten Buden. N 


* 


ern 


3) Zuſchauer, die während des Rennens auf ih⸗ 
ren Wagen verweilen wollen, fahren neben den Bän— 
ken und Buden vorbei und ſind dieſe Wagen jenſeits 
der Buden ſo aufzuſtellen, daß ſie eine Reihe bilden, 
und daß die Köpfe der Pferde nach dem Warthafluß 
gerichtet ſind. ; 

4) Den Reitern wird ihr Platz von den, an der 
Bahn aufgeſtellten Beamten angewieſen werden. 

5) Bei der Rückkehr von dem Rennplatze müſſen 
die hinter den Buden aufgeſtellten Wagen denſelben 


Weg, auf welchem fie gekommen, die übrigen ach 3. 


bezeichneten aber den hinter dem Etabliſſement St. 
Domingo vorbeiführenden, alſo den nächſten nach 
der Stadt einſchlagen. 

6) Das Fahren und Reiten über die Rennbahn 
iſt verboten und es darf überhaupt nur im gewöhn⸗ 
lichen Trabe gefahren werden. 

7) Für die zu Fuße ſich einfindenden Zuſchauer 
find die Wege beſlimmt, welche links von der gro⸗ 
ßen Straße nach dem Eichwalde über die Wieſe füh⸗ 
ren; ſie haben ſich, ſofern ſie nicht mit Einlaßkarten 
zur Tribüne verſehen ſind, diesſeits der Bänke von 
der Stadt her aufzuſtellen. 

8) Die Rennbahn und der durch dieſelbe einge⸗ 
ſchloſſene Raum dürfen von Zuſchauern nicht betre⸗ 
ten werden. 

9) Hunde dürfen nicht mitgebracht werden. 

10) Getränke, welcher Art ſie ſeyn mögen, im 
Herumtragen feil zu bieten, iſt nicht erlaubt, nur 
diejenigen dürfen Erſriſchungen an den ihnen ange⸗ 
wieſenen Plätzen verkaufen, welche die Erlaubniß 
dazu beſitzen. 


11) Die Kutſcher dürfen nicht eher vor der Tri⸗ 
büne vorfahren, als bis fie hierzu von ihren Hert⸗ 
{haften angewieſen werden, und dann darf dies nur 
im Schritt geſchehen, was auch bei dem Vorbeifah⸗ 
ten bei andern Wagen ſtreng zu beobachten iſt. 

12) Diejenigen Kutſcher, welche obige Anordnun⸗ 
gen und den Anweifungen der Polizei⸗Beamten und 
Gendarmen nicht Folge leiſten, werden auf der Stelle 
verhaftet und wenn ihr Vergehen gefeglich nicht einer 
härtern Ahndung unterliegt, mit einem 24ſtündigen 
Arreſt beſtraft werden. 

Die vorſtehenden Anordnungen bezwecken lediglich 
die Aufrechthaltung der Ordnung und Verhütung 
von Unglücksfällen, weshalb darauf gerechnet wird, 
daß das Publikum bereit ſeyn wird, die Beamten 
hierin zu unterſtützen. 0 

Poſen, den 22. Juni 1847. 


Königl. Kommandantur. Der Polizei⸗Präſtdent. 
v. Helldorf. Jae Hirſch⸗ 


— — — 


Nothwendiger Verkauf. 
Ober⸗Landesgericht zu Bremberg. 
Das im Wagrowiecer Kreiſe belegen adelige Gut 
5 35 0 0 o, gerichtlich abgeſchätzt auf 66,564 Nihlr. 
„ Toll 
am 11 ten Ot Vormittags 
10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 
Taxe, Hypothekenſchein und Kaufbedingungen 
können in der Regiftratur eingeſehen werden. 


Bekanntmachung. 

Der Brennholzbedarf des hiefigen Ober -Appella- 
tions⸗ und des Ober⸗Landes⸗Gerichts für den näch⸗ 
ſten Winter, von etwa 

91 Klaftern Eichen⸗Kloben, und 
i 16, - Kiefernkiehnholzes, 
mit der Anfuhr, ſoll in dem hierzu 

auf den 7ten Juli ꝛc. Nachmittags 5 Uhr 
vor dem Kanzlei- Direktor Juſtizrath Wandelt in 
unſerem Sitzungszimmer angeſetzten Termine an den 
Mindeſtfordernden ausgethan werden. 

Lieferungsluſtige werden zu dieſem Termine hier⸗ 
durch eingeladen. 

Poſen, den 26. Juni 1847. 
Königliches Oberlandesgericht. 
Bekanntmachung. 

Der Ackerbürger Karl Friedrich Hakbarth 
in Schneidemühl iſt durch ein Kontumazial-Er⸗ 
kenntniß des unterzeichneten Gerichts vom heutigen 
Tage für einen Verſchwender erklärt worden, wes⸗ 
halb das Publikum gewarnt wird, demſelben Kre⸗ 
dit zu geben. 

Bromberg, den 18. Juni 1847. 
Königliches Ober⸗Landesgericht. 
I. Senat. 


Bekanntmachung. 

Behufs Sicherſtellung der Lieferung von 24 Klaf⸗ 
tern Birken⸗, 1077 Klaftern Eichen⸗ und 245 Klaf⸗ 
tern Kieſern⸗Kloben⸗Brennholz für die hieſigen Kö⸗ 
niglichen Garniſon-Anſtalten pro 1848, durch Mi⸗ 
nus⸗Licitation, wird auf Dienſtag den 6ten 

Juli c. Vormittags 10 Uhr 
im Bureau der unterzeichneten Verwaltung (Schüz⸗ 
zenſtraße No. 1.) ein Licitations-Termin anberaumt 
zu welchem die kautionsfähigen Uebernehmungsluſtigen 
hierdurch mit dem Bewerken eingeladen werden, daß die 
desfallſigen Bedingungen im genannten Lokal zur 
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Einſicht liegen und im Termine eine Kaution von 1 
des Lieferungs⸗Objects aufzuweiſen iſt. 
Poſen, den 19. Juni 1847. 
Königliche Garniſon⸗Verwaltung. 


Holz⸗Verkauf. — Zum öffentlichen Verkauf 
von, auf der Ablage an der Warthe ſtehenden 27 
Klaftern Kiefern⸗Scheitholz aus dem Schutzbezirk 
Rogalinek, circa 120 Klaftern Eichen⸗Scheitholz, 
68 Klaſtern Elſen⸗Scheit⸗ und Aſtholz, 355 Klaf⸗ 
tern Kiefern-Kloben- und 20 Klaftern desgl. Aſtholz 
aus dem Schutzbezirk Kraykowo ſteht ein Licita⸗ 
tionstermin auf Dienſtag den 13ten Juli c. 
von Morgens 10 Uhr ab im Hotel de Bavière in 
Poſen an. — Kaufluſtige werden dazu mit dem Be⸗ 
merken eingeladen, daß die Gebote fofort bezahlt 
werden müſſen. 

Forſthaus Ludwigsberg, den 1. Juli 1847. 

Königl. Oberförſterei Moſch in. 


Auktion. 


Montag den öten Juli Vormittags von 10 
und Nachmittags von 3 Uhr ab ſollen wegen Wohn⸗ 
orts⸗Veränderung Friedrichsſtraße No. 23. im zwei⸗ 


ten Stock mehrere gut erhaltene Möbel von Maha⸗ 


goni und Birkenholz, beſtehend in Tiſchen, Stüh⸗ 
len, Kommoden, Sopha, Schreib-Sekretair, 1 Tru⸗ 
mean und 2 Spiegeln in Mah.⸗Rahmen, Kleider⸗ 
und Waſchſchränken, Beitſtellen, einem Kronleuch⸗ 
ter ꝛc. nebſt verſchiedenen Haus- und Küchengeräthen, 
gegen baare Zahlung verſteigert werden. 
Anſchütz. 


Sonntag den dien Juli Nachmittags 5 Uhr im 
Dominikaner-Gebäude Verſammlung des Po- 
ſener Vereins zur Unterdrückung des Branntwein⸗ 
genuſſes, zu welcher Mitglieder und Nichtmitglieder 
höflichſt eingeladen werden. 


Der Deutschen und Polniſchen Sprache mächtig, 
in der Küche ſo wie in der Wirthſchaft bewandert, 
ſucht Unterzeichnete in der Stadt oder auf dem Lande 
ein Unterkommen. Beate Kilaſzewska, 
Poſen, Fiſcherei No. 12. 


Rheumatismus⸗Ableiter, 


von Eduard Groß in Breslau erfunden, 
gegen chroniſche und akute Rheumatismen und Ner⸗ 
venleiden aller Art, als: Geſichts⸗, Kopf⸗, Zahn, 
Ohren⸗, Rücken⸗ und Lendenweh, Gliederreißen, 
Lähmungen, Hals- und Bruſtſchmerzen u. ſ. w., fo 
wie Harthörigkeit. ; 
Die Ableiter find ſchon feit dem Ifien Oktober 
1844 von der hohen Sanitäts- Behörde zu Berlin 
mediziniſch⸗chemiſch geprüft, als gehaltvoll und wirk⸗ 
ſam überall anerkannt, wovon fortwährend zu dem 
feften Preiſe von 10 und 15 fgr. ein Hauptdepot für's 
Großherzogthum in der Putz⸗ und Parfüme⸗ 
rie⸗Handlung von J. Reſzke zu Poſen, 
alter Markt No. 41. (Herrn Wagner's Apotheke 
Ifte Etage) unterhalten wird. Auswärtige 1 Sgr. 
Briefträgergeld mehr. 
Für die Aechtheit: 


Eduard Gro ß. 


Gänzlicher Aus verkauf. 
Indem ich mit meinem Modewaaren⸗Geſchäft 
gänzlich räumen will, mache ich hiermit das geehrte 
Publikum darauf auſmerkſam, daß ich ſämmtliche 


Waaren 25 $ unterm Einkaufspreiſe verkaufe. 


J. Grabows ka, 
Bergſtraße No. 15. vis-a-vis dem Hotel de Vienne. 


Das an der Warthe auf der Hinter- Walliſchei 
mit Nro. 3. bezeichnete Grundſtück ſoll aus freier 
Hand verkauft werden. Kaufluſtige melden ſich beim 
Eigenthümer. : 


Wir erhalten künftige Woche eine Sendung des beſten Petersburger Roggenmehls in Commiſſion, worauf wir die Herren Bäcker Poſens 


und der Umgegend aufmerkſam machen. 


Carl Müller & Comp., Sapieha, Platz No. 3. 


Bei der geſtern ſtattgehabten Uebergabe meiner Apo⸗ 
theke an den Herrn Apotheker G. Winckler kann ich 
nicht unterlaſſen, für das mir während meiner 20jäh⸗ 
rigen Geſchäftsführung geſchenkte Wohlwollen und 
Vertrauen meinen herzlichſten Dank auszuſprechen, 
indem ich mir die Bitte erlaube, beides auf meinen 
Herrn Nachfolger geneigt übertragen zu wollen. 

Poſen, den 2. Juli 1847. 

Stockmar. 


Auf obige Anzeige Bezug nehmend kann ich nur 
die Verſicherung hinzufügen, daß es mein eiftigſtes 
Beſtreben fein wird, auf das Strengſte meine Be⸗ 
rufs⸗ Pflichten zu erfüllen und mich ſomit der Em⸗ 
pfehlung meines Herrn Vorgängers ſtets werth zu 


zeigen. Poſen, den 2. Juli 1847. 
G. Winckler. 
rr 


EIN LADEN € 


nebst Comptoir ist sofort zu vermiethen & 
2 Wilhelmsstrasse No. 24. [4 
ANNAANAAANAANAANAANH 


In meinem Haufe, Gerberfiraße 43., iſt der La⸗ 
den, in welchem fieben Jahre eine Material- und 
Getränke⸗Handlung betrieben worden, nebſt der da⸗ 
zu gehörigen Wohnung, vom Iſten Oktober c. ab 
zu vermiethen. Dr. Neuſtadt. 


Eine Wohnung von 3 Zimmern, Kuͤche und 
Holzgelaß iſt Graben No. 38. von Michaeli ab zu 
vermiethen. Das Nähere daſelbſt zu erfragen bei 
Bielefeld. 


Im Gebhard ſchen Haufe, Halbdorffiraße, iſt 
der erſte Stock, ſo wie einzelne Stuben, mit oder 
ohne Möbel zu vermiethen. 


— — — 
Das Grundſtück auf dem Graben hieſiger Stadt 
sub No. 40.f41., unmittelbar an der Brücke bele⸗ 
gen, iſt aus freier Hand zu verkaufen. Kaufluſtige 
belieben ſich daſelbſt beim Eigentümer zu melden. 

Dofen, im Juni 182777 

Von Michaelis dieſes Jahres ab ſind Wohnungen 
bei dem Spediteur Falk Fabian, Sapiehaplatz, 
dem Königl. Land» und Stadtgericht vis-a-vis, zu 
vermiethen. 


a 


Colombia No. 13. und 15. am Eichwaldwege, 
welches Mad. Pflaum früher beſaß, ift billig und 
mit wenig Angeld zu verkaufen. 

Zimmermeiſter Seidemann. 


Bezugnehmend auf angeſchloſſene 
Beilage empfehle ich mich allen Au⸗ 
gengläſer⸗Bedürfenden und Kunſt⸗ 
freunden beſtens. Mein Logis iſt im 
\ Haufe des Buchhändlers Herrn Zu⸗ 

panski, Markt 58. D. Köhn. 


Magdeburger Sahn-Käſe erhielt wiederum 
B. L. Präger. 


Schilling. 
Sonnabend den 3ten Juli: 


N Sm 


Anfang 51 Uhr. Entree a Perſon 23 Sgr. R. Lau. 
Odeum. 


Sonnabend den Zten und Sonntag den Aten Juli: 


Großes Gung' liches Konzert. 


Anfang 6 uhr. Entrke à 23 Sgr. Kinder 1 Sgr. 


Zum Schluß m 
GER 1813, 1814. 1815. 
Wozu ergebenſt einladet Bornhagen. 


Sonntag den Aten Juli 1847 


f Die 
Natur- Seltenheiten 


von 
— A. Bernhardt, 


welche ſich auch hier des größten Beifalls zu erfreuen 
gehabt haben, ſind nur noch bis zum 12ten d. Mts. 
in der dazu erbauten Bude auf dem Kanonenplatze 
zu ſehen, und bitte einen hohen Adel und ein hoch⸗ 
geehrtes Publikum, mich noch mit recht zahlreichem 
Beſuch beehren zu wollen. 


Getreide-Marktpreiſe von Poſen, 


den 2; Juli 1847. e 

Der Scheffel Preuß. 

Der Send Brent) lg gl 
Weizen d. Schfl. zu 16 Mt. 4 17, 9, 41 26, 8 
Roggen dito 4 21 5 4113| 4 
Gerfte e. 2 24/5 3 4 5. 
Ehe i 112451 2 
Buchweizen 221/16 3| Je 
Erbfen.. - 22... HERR 422 3 51 —— 
Kartoffell»¶.:n nn. 11 10,— 1 14/5 
Heu, der Ctr. zu 110 Pfd. — 22 6 — 27 6 
Stroh, Schock zu 1200 Pf. 6 ee 1 
Butter das Faß zu 8 Pfd. 1 20 — 1 25 — 


In der Woche vom 25ſten Juni bis 


Namen wird die Predigt halten: Iſten Juli 1847 find: 
der N 
{ 5 geboren: getraut: 
Kirchen. Vormittags. Nachmittags. ian wie 
c Knaben.] Mädch. Geſchl. Geicht.] Paare: 
Evangel. Kreuzkirche. .. Hr. Pred. Hertwig Ir. Pred. Friedrich 3 3 4 5 1 
aus Zduny i 
Evangel. Petri-Kirche. . Land. Freyſchmidt — — 3 11 2 1 
Garniſon⸗Kirche „ Div.-Pred. Simon | — 2 — 11 2 ——— 
Domkirche Dom- Vie. Koſzutski 2 1 214 1 1 — 
Pfarrkircge en... Manſ. Prufinowsti) Manſ. Amman 2 — 5 11 — 
St. Adalbert⸗-Kirche . .| = Manf, Prokop — — 3 1 1 
St. Martin-Rirde. .. „| Dekan v. Kamienski — 1 122 1 el 
Deutſch⸗Kath. Suceurfale, Präb. Grandfe. Pr Fromholz Br — a = 8 
Dominik. Kloſterkirche. „| Pr. Tomaſzewski au — Ei — — | — 
Kl der barmh. Schweſt. . = — 2 — — 2 
— — 1 11 — mn 
Summa P 8 14 l SB 12 | A. 


* 


Hierzu eine Beilage des Hof-Opticus D. Köhn aus Mecklenburg⸗Schwerin. 


(Hierzu zwei Beilagen.) 


1152. Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 3. Juli 1847. 
— ́ ⁵˙ʒqdj...P õ — — ñÄñ . ——ꝛ— 


Landtags · Angelegenheiten. 
Sitzung der Verrene Kurie am 22. Juni. 
0 uß.) 


Fürſt zu Wied: Es ſcheint mir, 


g daß ein weſentliches Kriterium für die 
Beurtheilung der Frage, g 1 3 


— ob Jemand die Standſchaft ausüben könne, nur 
— iegen kann, ob er in feiner religiöſen Ueberzeugung nicht Grundſätze 
8 hat, die direkt gegen Staatsgeſetze verſtoßen. Wenn dies nicht der 

% iſt, fo ſehe ich keinen Grund, warum ſte nicht zugelaſſen werden follten. 

s handelt ſich nur darum, die Religions⸗Grundſätze von Staats wegen zu 
prüfen und nachzuſehen, ob ſie dieſem Erforderniſſe genügen. Alsdann ſteht, 
N kein Hinderniß entgegen, ihnen die ſtändiſchen und alle 

urgerlichen und politiſchen Rechte zu ertheilen. 

S e Eichhorn: Man könnte vielleicht ſagen, um über dieſe 
Bo geit wegzukommen, müſſe es genügen, daß Jemand überhaupt nur 
Jedes v Ich bekenne mich zur chriſtlichen Religion. Daraus, daß Alles und 
= mit der bloßen Erklärung des Einzelnen, daß er ſich zur chriſtlichen 
— gion bekenne, abgemacht ſein ſolle, würde jedoch ein Ergebniß folgen, 
d ches die jetzige Veſtimmung des Geſetzes, die die Gemeinſchaft mit einer 

er chriſtlichen fordert, dem Weſen oder der Wirkung nach aufhöbe. 3 

— Pork: Ich habe ſchon bei einer früheren Frage, bei der Diskuf- 
ſion über die Juden, mich dahin ausgeſprochen, daß ich überhaupt das reli⸗ 
— von dem ſtaatlichen Gebiet zu trennen wünſche, daß ich es für unrich⸗ 
— halte, Beides mit einander zu vermengen. Es iſt hier inſofern der Kreis 
en, daß wir fagen: „Wir haben zwar bei den Juden von einem 

iſtlichen Staat geſprochen, hier brauchen wir noch mehr als einen chriſtli⸗ 
chen — —— — konfeſſtonellen.“ 

al zu Dohna⸗Lauck: In neuerer Zeit haben ſich, wie bekannt 
. eaeligions= Geſeulchaften gebildet, und Fi ift die FRE e ob 
th — äffig oder wünſchenswerth ſei, auch dieſen die politiſchen Rechte zu er 

* en. Hierüber alfo wird von Sr. Majeſtät dem Könige eine Propoſttion 
erbeten. Die vorliegende Frage ift alſo die: Soll die Herren-Kurie das 
Prinzip anerkennen, daß allen Bekennern der chriſtlichen Religion, unter 
näher feftzuftellenden Bedingungen, politiſche Rechte ertheilt werden? Kommt 
. ſo unterliegt es keinem Zweifel, daß dann die vorliegende 
boch — bejaht wird. Dazu habe ich das Amendement geftellt, daß die Aller⸗ 
Land Propofition nicht den Provinzial⸗Landtagen, ſondern dem Vereinigten 

andtage vorgelegt werde, weil dieſe Propoſttion, da ſie ein allgemeines Ge⸗ 
feg für den ganzen Staat betrifft, nur von dem Vereinigten Landtage bera⸗ 
then werden kann. Auf die eben erörterten zwei Punkte würde ſich daher 
die Debatte zu beſchränken haben, und jedes tiefere Eingehen in kirchliche 
und theologiſche Fragen führt vom eigentlichen Gegenſtande ab. 

Marſchall: Es iſt zunächſt zu ermitteln, ob diefer Vorſchlag die erfor- 

derliche Unterſtüßung findet. (Die hinreichende Unterſtützung findet ſtatt.) 

Graf v. Pork: Ich muß bemerken, daß der Graf zu Dohna⸗Lauck von 
der Kirche und nicht von der Religion geſprochen hat, und das iſt ein großer 
Unterſchied, die chriſtliche Kirche ſoll ein beſtimmtes Bekenntniß haben, an 
welches ſie gebunden iſt, während Jemand der chriſtlichen Religion angehö⸗ 
ren kann, ohne ein beſtimmtes Bekenntniß auszuſprechen. Ich muß mir ferner 
die Bemerkung erlauben, daß von geduldeten Religions- Geſellſchaften offen⸗ 
bar nicht die Rede ſein kann, denn darüber hat Se. Maj der König bereits 
entſchieden; das iſt alſo für uns nicht zu berathen. Ich muß ferner bemerken, 
daß ich nicht von der Exkommunikation der katholiſchen Kirche geſprochen 
habe, ſondern von dem Bann, und das iſt ein Unterſchied. Wenn Jemand 
in den Bann gethan wird, fo iſt er ausgeſchloſſen. 

Graf v. Arnim: Ich muß mich ganz dem anſchließen, was das ver⸗ 
ehrte Mitglied aus der Provinz Preußen, in Beziehung auf die formelle Be- 
handlung des Gegenſtandes angeführt hat; ich finde die Bitte um eine Pro⸗ 
pofition für die Provinzial-Landtage unſtatthaft, und ich ſchließe mich dem 
Mitgliede aus Preußen dahin an, daß die Bitte ſich darauf beſchränke, daß 
dem nächſten Vereinigten Landtage eine Proposition über diefen Gegenſtand 
vorgelegt werde. 

Referent: Ich bemerke zunächſt in Beziehung auf die Belehrung, die 
mir von dem Herrn Staats-Minifter v. Thile zu Theil geworden iſt, daß 
auch ich die Sache ſo gemeint hatte, wie Se. Ercellenz fie auseinandergeſetzt 
hat. Meine Anſicht war: die Verſammlung darauf aufmerkſam zu machen, 
daß es ſich um drei Kategorieen handle, und daß ich die Religions⸗Vereine 
als nur „faktiſch⸗ geduldete“ bezeichnet hatte, welche der Herr Miniſter 
ſtaatlich ignorirte nennt. Die Majorität der Abth. hatte ſich mit dem An⸗ 
trage der Drei⸗Stände⸗Kurie einverſtanden erklärt, die Anſicht des Grafen 
Arnim und Dohna⸗Lauck würde ſich aber in Worte folgendergeſtalt faſſen 
laſſen: „Se. Maj. den König allerunterthänigſt zu bitten, Allergnädigſt allen 
zur chriſtlichen Religion ſich bekennenden die Ausübung der ſtändiſchen Rechte 
zuzuſichern und eine auf dieſen Zweck gerichtete Propoſition zur Abänderung 
des §. 5 sub 2 der Geſetze über die Anordnung der Provinzialſtände vom 1. 

Juli 1823 und 27. März 1834 dem nächſten Vereinigten Landtage zur Bee 
ee vorlegen zu laſſen.“ f f 

Graf v. Arnim: Es möchte vielleicht noch anzudeuten fein „in Bezug 

auf die religiöfen Erſcheinungen unferer Tage.“ 

Referent Graf v. Itzenplitz: So habe ich es auch verſtanden und nur 
die Aufmerkſamkeit Baar hinleiten wollen. Sollte diefe Faſſung, die ich nur 
zur Sprache habe bringen wollen, Anklang bei der Kurie finden, fo würde 
ich meinerſeits geneigt fein, mich einem ſolchen Antrage anzuschließen, und ich 
Tage, ob vielleicht die übrigen Mitglieder der Abth. dies auch zu thun geneigt 

möchten. Dann könnte mit der Abſtimmung hierüber angefangen werden. 
be Graf Dohna⸗Lauck: Ich würde mein Amendement dergeſtalt formi- 
zur chriſtlichen Religion ſich bekennenden die Ausübung der ſtändiſchen Rechte 

Wrgnadian euern und eine auf dieſen Zweck gerichtete Propoſttion zur 

f "derung des F. 5 sub 2 der Geſetze über die Anordnung der Provinzial⸗ 
Lane vom l. Juli 1823 und 27. März 1824 dem nächſten Vereinigten 
ige Allergnadigſt vorlegen zu laſſen.“ 


Graf D en: Dieſem Amendement ſtimme ich vollſtändig bei, um eben 
auf En, daß ich einen Unterſchied zwiſchen dem Allgemeinen Landtage 


„Sr. Maj. dem Könige die Allerunterthänigſte Bitte vorzutragen, allen 


und den Provinzial⸗Landtagen eingehalten wiſſen will. Das vom Herrn Re⸗ 
ferenten formulirte Amendement hätte ich auch nie unterſtützt. 

Referent Graf Itzenplitz: Ich habe vorhin mit einen Vorſchlag er⸗ 
laubt, der vielleicht die Anſicht der Majorität der Abth. treffen könnte, dies 
iſt aber nicht der Fall geweſen; ich habe daher weiter über die Sache nachge⸗ 
dacht und gefunden, daß die erhobenen Einwendungen wohl hauptſächlich in 
dem Worte „befehlen“ ihren Grund haben mögen; wenn nun aber ſtatt: 
„befehlen“ das Wort „geſtatten“ geſagt würde, dann würden ſich vielleicht 
die Abtheilungs-Mitglieder damit einverſtanden erklären, denn dann würde 
der Zweifel beſeitigt werden, als wolle man Sr. Majeſtät bitten, ſchon vor⸗ 
läufig eine Verordnung zu erlaſſen und hinterher eine Propoſition an den 
Landtag zu bringen. Dann würde der Antrag folgendermaßen lauten: Sr. 
Majfeſtät dem Könige die allerunterthänigſte Bitte vorzulegen, Allergnädigſt 
geſtatten zu wollen, daß allen denen, welche ſich zur chriſtlichen Religion 
bekennen, die Ausübung der ſtändiſchen Rechte zugefihert und eine auf dieſen 
Zweck gerichtete Propofition zur Abänderung des §. 5 sub 2 der Geſetze 
über Anordnung der Provinzialſtände vom 1. Juli 1823 und 27. März 
1824 den Provinzial⸗Landtagen zur Begutachtung vorgelegt werde.“ 

Graf zu Dohna-Lauck: Dies iſt daſſelbe, was ich in meinem 
früher geſtellten Amendement bereits geſagt habe. 

Referent Graf Itzenplitz: Der Faſſung nach iſt es nicht daſſelbe. 

Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen: Die erſte Frage iſt, 
ob man Individuen, welche ſich zu geduldeten Religions-Geſellſchaften zählen, 
als Stände aufnehmen ſoll oder nicht? Ich glaube, daß ſte unbedingt auf⸗ 
genommen werden können. Es handelt ſich aber auch von denen, die ſich 
von einer der anerkannten Kirchen offiziell losgeſagt haben und zu einer 
noch nicht geduldeten Religions -Geſellſchaft übergetreten find, und 
da fragt es ſich zweitens, ob auch dieſen, fo zu ſagen, kirchlich umher⸗ 
ſchwimmenden Perſonen die Rechte der Standſchaft ertheilt werden ſollen. 
Den Angeſtellten find ihre Rechte und Aemter durch die Kabinets⸗Ordre, 
die dem Geſetze vom 30. März gefolgt iſt, ausdrücklich vorbehalten, ſo daß 
Alle, die ſich in jener kirchlichen Uebergangsperiode befinden, in ihren Stellun⸗ 
gen nicht gefährdet find; fie bleiben unbeſchadet in ihren Aemtern. Es kann 
ſich aber wohl fragen, ob Einer, der in der quaest. Zwiſchenperiode ſich be⸗ 
findet, während dieſer Zeit zu einer ſtändiſchen Function gewählt werden 
darf, oder ob die Wahlfähigkeit ruhen ſoll, bis die Duldung der neuen Re⸗ 
ligions⸗Geſellſchaft ausgeſprochen iſt? Wenn der Miniſter des Kultus gefagt 
hat, daß dieſe Zwiſchenperiode ſo bezeichnet werden könne, als ignorire man 
den Austritt aus der anerkannten Kirchen-Geſellſchaft, ſo iſt die zweifelhafte 
Frage, die uns vorliegt, ſo gut wie entſchieden und kein weiterer Antrag zu 
formiren, am allerwenigſten aber ein Antrag ſo nackt wie der vorliegende. 

Graf von Arnim: Ich glaube, daß die Faſſungen, wie fie von dem 
Grafen Dohna und dem Grafen Itzenplitz proponirt find, auf einem gewiſſen 
9125 über das hinausgehen, was in dem zweiten Theile der Petition der 

rei⸗Stände⸗Kurie enthalten iſt, und daher unverträglich find mit dem zwei- 
ten Theile, wonach die Regierung eine Propofition über dieſen Gegenſtand 
vorlege. Derjenige, der feine bisherige Kirche verläßt und ſich nicht einer 
anderen Kirche anſchließt, aber dennoch erklärt, er bekenne ſich zur chriſtlichen 
Religion, dieſer ſteht in Bezug auf die ſtändiſchen Geſetze in einem abnormen 
Verhältniſſe. Hiernach, glaube ich, wird ſich in der That das, was man 
gegenwärtig eigentlich konſequent und geſetzlich richtig erbitten kann, ſich immer 
nur darauf beſchränken, zu ſagen: „Daß Se. Majeſtät allerunterthänigſt ge⸗ 
beten werden möge, in Bezug auf die Ausübung der ſtändiſchen Rechte ſeitens 
derjenigen Perſonen, welche, ohne der Gemeinſchaft einer der chriſtlichen 
Kirchen anzugehören, gleichwohl erklären, daß fie ſich zur chriſtlichen Religion 
bekennen, eine Propoſition mit Rückſicht auf den §. 5 sub 2 der Geſetze über 
Anordnung der Provinzial⸗Stände vom 1. Juli 1823 und 27. März 1824 
dem nächſten Vereinigten Landtage zur Begutachtung vorlegen zu laſſen.“ 

Marſchall: Es fragt ſich, ob dieſer Antrag Unterſtützung findet. (Die 
Mitglieder erheben ſich zahlreich, er iſt daher hinreichend unterſtützt.) 

Fürſt B. Radziwill: Ich kann mich bei dem in Rede ſtehenden Ge⸗ 
genſtande nur zu einer Bitte an Se. Majeſtät entſchließen, und das iſt die, 
welche ich auf das Büreau des verehrten Herrn Marſchalls niedergelegt habe. 

Marſchall: Der Vorſchlag iſt noch nicht vorgetragen. Ich habe es 
überlaſſen, ſich um das Wort zu melden. 5 

Fürſt B. Radziwill: Die Bitte, die ich vorgeſchlageu habe, ſcheint 
mir das unzweideutig auszuſprechen, was ich wünſche; ich bitte, fie vorzuleſen. 

Referent v. Itzenplitz! „Se. Majeſtät den König zu bitten, Aller⸗ 
gnädigſt ausſprechen zu wollen, daß auf Zulaſſung zur ſtändiſchen Wähl⸗ 
barkeit nur diejenigen chriſtlichen Körperſchaften Anſpruch machen können, 
deren Geiſtliche auch bürgerlich gültige Amtshandlungen vornehmen können.“ 

Marſchall: Ich will nur beiläufig in Bezug auf die Abſtimmung be⸗ 
merken, daß es dem Referenten unbenommen iſt, wenn andere Mitglieder der 
Abtheilung ihm beitreten und noch andere nicht widerſprechen, den Antrag, 
den die Abtheilung geſtellt hat, zu ändern. 

Referent Graf v. Itzenplitz: Ueber den Verbeſſerungs-Vorſchlag, wie 
ihn Graf Arnim jetzt formulirt und vorgetragen hat, hatte ich mich noch nicht 
geäußert; ich äußere mich aber jetzt als Mitglied der Majorität der Abthei⸗ 
lung dahin, daß ich dem Antrage beitrete und der Majorität der Abtheilung 
vorſchlage, daſſelbe zu thun. Es wird dies die Abſtimmung abkürzen und 
erleichtern. f 

Fürſt Lichnowsky: Ich würde mir die Frage erlauben, ob der Antrag 
der Minorität als Amendement erklärt iſt und gleich nach dem Antrage der 
Majorität zur Abſtimmung kommt. N 

Marſchall: Der Antrag der Majorität, fo wie er von dem Referenten 
geändert iſt, kann nicht Amendement genannt werden, ſondern er bleibt immer 
Antrag der Abtheilung. l 9 

Fürſt Lichnowsky: Nun wollte ich Ew. Durchlaucht bitten, im Fall 
auch letzterer keinen Anklang finden ſollte, den Antrag meines ehrenwerkhen 
fürſtlichen Kollegen aus Poſen eventuell zur Abſtimmung zu bringen. Ich 
bitte Ew. Durchlaucht um Antwort hierauf 

Graf Pork: Ich glaube, das iſt ein ganz neuer Antrag. 

Fürſt Lichnowsky: Ich wollte fragen, ob Ew. Durchlaucht im Sinne 
haben, das Amendement des geehrten Mitgliedes aus Poſen eventuell zur 
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Abſtimmung zu bringen, und ich wollte bitten, die hohe Kurie zu fragen, ob 
dies Amendement die geſetzliche Unterſtützung ſindet. 

Marſchall: Es liegt kein weiterer Vorſchlag vor, und es würde die 
zweite Ga auf den Antrag des Fürſten Boguslaw Radziwill zu richten 
ſein. Es iſt zu ermitteln, ob er die erforderliche Unterſtützung findet. 

(Wird hinreichend unterſtützt.) 

Referent Graf v. Itzenplitz: Ich werde nunmehr den verbeſſerten An⸗ 
trag vorleſen, welchen die Majorität der Abtheilung zu dem ihrigen gemacht 
hat, nämlich: „Dem Beſchluß der Kurie der drei Stände mit der Modiſi⸗ 
cation beizutreten: Sr. Majeſtät die allerunterthänigſte Bitte vorzutragen, in 
Bezug auf die Ausübung der ſtändiſchen Rechte ſeitens derjenigen Perſonen, 
welche, ohne der Gemeinſchaft einer der chriſtlichen Kirchen anzugehören, 
gleichwohl aber erklären, daß fie ſich zur chriſtlichen Religion bekennen, eine 
Propofition mit Rückſicht auf § 5 sub 2 der Geſetze über die Anordnung 
der Provinzial⸗Stände vom 1. Juli 1823 und 27. März 1824 dem nächſten 
Vereinigten Landtage vorlegen zu laſſen.“ 

Marſchall: Ich bin der Meinng, daß wir zur Abſtimmung kommen 
können. 

Referent Graf v. Itzenplitz: Ich würde mir erlauben, vorzuſchlagen, 
die Abſtimmung durch namentlichen Aufruf erfolgen zu laſſen, damit keinerlei 
Zweifel gegen dieſelbe herrſchen könne. 

Marſchall: Das erkenne auch ich für zweckmäßig. Die Frage lautet: 
„Tritt die Verſammlung dem Beſchluß der Kurie der drei Stände mit der 
Modification bei, daß Sr. Majeſtät die allerunterthänigſte Bitte vorzutragen 
fei, in Bezug auf die Ausübung der ſtändiſchen Rechte feitens derjenigen 
Perſonen, welche, ohne der Gemeinſchaft einer der chriſtlichen Kirchen anzu⸗ 
gehören, gleichwohl aber erklären, daß fie ſich zur chriſtlichen Religion be⸗ 
kennen, eine Propoſttion mit Rückſicht auf $. 5 sub 2 der Geſetze über die 
Anordnung der Provinzial- Stände vom 1. Juli 1823 und 27. März 1824 
dem nächſten Vereinigten Landtage vorlegen zu laſſen.“ (Der namentliche 
Aufruf erfolgt, und es ſtellt ſich heraus, daß 37 die Frage bejaht und 19 
verneint haben.) Die erforderliche Majorität von zwei Dritteln iſt nur mit 
einem Bruchtheil vorhanden. Uebrigens fehlt nur das Bruchtheil von einem 
Drittel, und daher bleibt nichts weiter übrig für diejenigen Mitglieder, welche 
noch nicht ganz beruhigt fein möchten, als zu rekurriren auf die Analogie, 
die in dem Falle der Stimmengleichheit zu finden iſt. Und das iſt die ent⸗ 
ſcheidende Stimme des Marſchalls, die ich für mich zwar nicht gern vindizire, 
auf welche aber doch in dieſem Falle hingewieſen werden muß. Nach dieſer 
Erklärung halte ich den Gegenſtand für erledigt, wenn die Verſammlung 
nicht ausdrücklich der entgegengefegten Meinung ift, und frage daher, ob die 
Verſammlung auch den Gegenſtand für erledigt hält, wobei die Beiſtimmen⸗ 
den ſich erheben würden. (Es erheben ſich faſt fämmtliche Anweſende.) Der 
Gegenſtand iſt ſomit erledigt. Der Graf von Dyhrn wird noch die Mit⸗ 
theilung an die andere Kurie in Bezug auf den Antrag des Grafen Burg⸗ 
haus wegen Aufhebung des Salze Monopols verleſen. Wenn keine Bemer⸗ 
kung erfolgt, ſo iſt die verleſene Mittheilung genehmigt. Da die Gegenſtände 
unſerer heutigen Sitzung erledigt ſind und weiterer Stoff nicht vorliegt, wel- 
cher veranlaſſen könnte, daß eine Sitzung angezeigt werde, ſo behalte ich mir 
vor, die weitere Anzeige einer Sitzung ſpäterhin folgen zu laſſen. Die jetzige 


Si i loffen. 
BREIT a den ka a bh 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 23. Juni. 

Die Sitzung beginnt nach 111 Uhr unter Vorſitz des Marſchalls von 
Rochow mit Vorleſung des über die geſtrige Sitzung aufgenommenen Pro⸗ 
tokolls durch Secretair v. Waldbott. 

Marſchall: Findet ſich zu dem Protokolle etwas zu bemerken? Wenn 
keine Bemerkung gemacht wird, ſo erkläre ich das Protokoll für angenommen. 
Es iſt der Beſchluß der Herren⸗Kurie eingegangen, betreffend die allerunter⸗ 
thänigſte Bitte der Kurie der drei Stände um Ueberweiſung des Haupt⸗Fi⸗ 
nanz⸗Etats und einer Ueberſicht der Finanz⸗Verwaltung an eine Abtheilung. 
Da die Herren⸗Kurie dem Beſchluſſe der Kurie der drei Stände nur unter 
Modificationen beigetreten iſt, fo muß ich die vierte Abth. erſuchen, zuvor ihr 
Gutachten hierüber abzugeben. Ein anderer Beſchluß der Herren-Kurie, der 
ebenfalls eingegangen iſt, betrifft die allerunterthänigſte Bitte der Kurie der 
Kurie der drei Stände um Vertagung des Landtags. Dieſem Beſchluſſe iſt 
dieſelbe nicht beigetreten, und ich erſuche den Herrn Secretair, das Schreiben 
des Herrn Marſchalls der Herren⸗Kurie über dieſe Angelegenheit zu verleſen. 
(Secretair Kuſchke verlieſt das Schreiben.) Wird zu den Akten gehen. Wir 
kommen nunmehr zu der Tages⸗Ordnung, und ich bitte den Herrn Abg. von 
der Schulenburg, das Gutachten der vierten Abth. zu verleſen. 

Referent von der Schulenburg: Ich muß im voraus bemerken, daß 
bei dem raſchen Druck ſich einige Druckfehler in das Gutachten eingeſchlichen 
haben; ich werde beim Vorleſen darauf aufmerkſam machen. 
Gutachten 
der . 
vierten Abth. der Kurie der drei Stände über das Votum der Herren⸗Kurie, 
betreffend die allerunterthänigſte Vitte der Kurie der drei Stände über dit 
Abänderung der Verordnungen vom 3. Februar 1847. 

Die Kurie der drei Stände hatte 8 verſchiedene Petitionen an Se. Ma⸗ 
jeſtät den König zu richten beſchloſſen. Dieſe verſchiedenen Bitten haben der 
Beſchlußnahme der Herren⸗Kurie unterlegen, und if dieſer Beſchluß vom 21. 
Juni 1847 der Kurie der drei Stände zugegangen und der vierten Abtheil. 
dieſer Kurie zur Behutachtung überwieſen. Die Herren-Kurie iſt nun A. den 
oben sub V. und VI. aufgeführten Petitionen unbedingt beigetreten, und ge⸗ 
langen dieſe demnach an Se. Majeftät den König. B. Hat dagegen die sub 
III. und VII. aufgeführten Petitionen nicht befürwortet. C. Endlich if. fie 
den Petitionen sub I. II. IV. und VIII. nur mit Modificationen beigetreten, 
und dieſe find es, hinſichts deren Annahme oder Ablehnung ſeitens der Kurie 
der drei Stände die Abth. ſich in Nachſtehendem gutächtlich zu äußern hat. 
A. Die Petition der Kurie der drei Stände lautete: ad 1. mit Bezug auf 
die frühere Geſeggebung und aus Gründen der Nützlichkeit und inneren Noth⸗ 
wendigkeit Se. Majeſſät allerunterthänigſt zu bitten, die Einberufung des Ver⸗ 
einigten Landtages alle zwei Jahre auszuſprechen. Der Beſchluß der Herren⸗ 
Kurie hingegen, Se. Majeſtät allerunterthänigſt zu bitten, die periodiſche Ein⸗ 


berufung des Vereinigten Landtages in einer von Allerhöchſtdemſelben zu be⸗ 
ſtimmenden Friſt Allergnädigſt aussprechen zu wollen. Die Herren-Kurie 
ſchließt ſich ſonach der Petition der Kurie der drei Stände im Allgemeinen, 
nämlich um periodiſche Einberufung des Vereinigten Landtages, an und ent⸗ 
hält ſich nur, Sr. Majeſtät eine beſtimmte Periode vorzuſchlagen. 

Graf v. Löben: Ich glaube, daß nur dadurch gewirkt werden kann, 
daß man die Anträge möglichſt in der Hauptſache wenigſtens aufrecht erhält, 
welche früher von der hohen Verſammlung in dieſer Angelegenheit beſchloſſen 
worden ſind. Dies kann aber nur dadurch geſchehen, daß man den jetzt vor⸗ 
liegenden Beſchlüſſen der Herren-Kurie ſich möglichſt anſchließt, wenigſtens in 
dem Maße, wie die Abth. vorgeſchlagen hat. Ich erlaube mir daher, bei der 
hohen Wichtigkeit der Sache den dringenden Wunſch an die hohe Verſamm⸗ 
lung zu richten, dem Abth.⸗Gutachten beizutreten und fi) zu vergegenwärti⸗ 
gen, daß nur dann eine Petition in der fraglichen Angelegenheit zu Stande 
kommen kann, wenn den Beſchlüſſen der Herren⸗Kurie, welche von der Abth. 
befürwortet ſind, vollſtändig beigetreten wird. (Bravo.) 8 

Abg. v. Auerswald: Ich füge nur noch den Wunſch hinzu, 
die hohe Verſammlung dieſer Anſicht beitritt, dies mit einer Einhelligkeit ge⸗ 
ſchehen möge, die der Sache die rechte Kraft giebt, die Kraft der Eintracht, 
die eine Macht iſt, der Eintracht in einer guten Sache, der Eintracht unter 
uns, der Eintracht unter den ſtändiſchen Körperſchaften unſeres Lande! 

Abg. Stedtmann: Meine Herren! Wir haben ein Recht auf ſtändi⸗ 
ſche Verfaſſung, und die nähere Beſtimmung dieſes Rechtes iſt nur in einer 
einzigen Zeile eines Geſetzes ausdrücklich hervorgehoben, im F. 13 des Geſez⸗ 
zes vom 17. Januar 1820. Kein Argument von dem Miniſtertiſch hat mich 
überzeugt, daß es nicht, wenn wir ehrlich ſein wollen, gemeint ſei, eine allge⸗ 
meine große Landes⸗Repräſentation alle Jahre zu berufen. Dieſes Recht kann 
ich nicht aufgeben. Will die Krone ſich mit den Ständen vertragen, Nie⸗ 
mand wird mit mehr Vertrauen, mit mehr Liebe ihr entgegenkommen, als 
ich, aber es freiwillig aufgeben — nimmermehr! (Mehrfachts Bravo) 

Marſchall: Wenn ich recht geſehen, hat der Herr Abg. Meviſſen auch 
dagegen ſprechen wollen. (Großer Lärm.) 

Abg. Meviſſen: Meine Herren! Ich kann nach Prüfung aller ein⸗ 
ſchlägigen Verhältniſſe nur feſt bei der Ueberzeugung beharren, daß alle die 
Rechte, die wir in unſeren früheren Berathungen feſtgeſtellt haben, uns zu 
Theil werden müſſen, wenn das Verfaſſungswerk bei uns für längere Zeit 
begründet werden ſoll. Ich habe ferner die Ueberzeugung, daß, wenn wir 
bei der Lage, in welche dieſe hochwichtige Frage jetzt gerathen iſt, mit keiner 
Bitte uns der Krone nähern, wenn wir der Krone die Entſcheidung gänzlich 
überlaſſen, wenn wir ihr anheimgeben, zur rechten Zeit dieſe Entſcheidung zu 
fällen, ich habe die feſte Ueberzeugung, daß die Krone dann in ihrer hohen 
Weisheit die Verhandlungen in unſerer Mitte ihrem ganzen Gehalte nach 
würdigen, daß ſte gewiß das, was das Volk als ſein unveräußerliches Recht 
durch das Organ ſeiner Vertreter reklamirt hat, zu der Zeit gewähren wird, 
wenn es ihr angemeſſen erſcheint. Weil ich die Krone nicht drängen kann, 
theilweiſe Löſung unſerer Persal te rege herbeiführen will, darum flimme ich 
gegen den Antrag der Herren⸗Kurie. (Den Redner begleitet ein vielfaches 
„Bravo!“ an ſeinen Sitz zurück.) 

Marſchall: Die hohe Verſammlung hat jetzt Redner für und gegen 
den Antrag gehört. Ich frage, ob ihre Abſicht iſt, daß die Diskuſſion ge⸗ 
ſchloſſen werden ſoll. (Die Verſammlung entſcheidet ſich für den Schluß.) 
Es fragt ſich demnach, ob die Friſt der periodiſchen Einberufung des Verei⸗ 
nigten Landtags Sr. Majeſtät unterthänigſt anheimgeſtellt werden ſoll? 

Eine Stimme (vom Platz): Herr Marſchall! Ich erlaube mir, auf 
namentliche Abſtimmung anzutragen. 5 

Marſchall: Es iſt auf namentliche Abſtimmung angetragen worden; 
wer dieſem Antrage beiſtimmen will, beliebe aufzuſtehen. (30 Stimmen unter⸗ 
ſtützen dieſen Antrag.) Ich werde nochmals die Frage ſtellen, und zwar, da⸗ 
mit ſie deutlich ſei, dahin: Ob dem Beſchluß der Herren Kurie beigetreten 
werden ſoll. Diejenigen Herren, welche beitreten wollen, belieben mit „Ja!“ 
zu antworten, zugleich aber, wenn ich daran erinnern darf, bei Abgabe ihres 
Votums aufzuſtehen. (Es erfolgt nunmehr durch den Secretair Sehen, von 
Waldbott der namentliche Aufruf. Als die Reihe an den Abg. Rheinhard 
kam, 1 pe 1 ler Lü 

Abg. Rheinhard: Mit voller Liebe für Fürſt und Vat ich: 
Kein! kai Fürſt Baretged (nos ih 

Marſchall: Das Ergebniß der Abfimmung iſt folgendes. Die ra 
iſt mit 418 Stimmen gegen 31 bejaht l Die Frage 

Referent von e 925 vor): Bad II. 
der Kurie der drei Stände lautet: Mit Bezug auf die frühere e 
und aus Gründen der Nützlichkeit und 9 Hehpen dee a 195 
allerunterthänigſt zu bitten, den Wegfall der Ausſchüſſe Allergnädigſt auszu⸗ 
ſprechen. Die Herren-Kurie hat dagegen folgende Modification des Be- 
ſchluſſes votirt: Seine Majeſtät den König allerunterthänigſt zu bitten, die 
Verordnungen vom 3. Februar 1847 über den Vereinigten Aus ſchuß und 
deſſen Befugniſſe Allergnädigſt dahin abändern zu wollen, daß dieſem Aus⸗ 
ſchuſſe in feinen Verhältniſſen zu dem Vereinigten Landtage keine weiteren 
Rechte eingeräumt werden möchten, als ſolche dem ſtändiſchen Ausſchuſſe der 
Provinzial⸗Landtage, dieſem letzteren gegenüber, durch die Verorduung vom 
21. Juni 1842 beigelegt waren, und ſolches näher aus den $. 2. und 4. 
der letztgedachten Verordnung hervorgeht. Auch bei dieſem Gegenſtande leitete 
die Abtheilung der Umſtand, daß die Sache i 
felbft mit einigen Modifikationen, zur Entſcheidung Sr. Majeſtät zu bringen, 
und fie ſchlägt daher auch hier mit 10 Stimmen gegen 2 der hohen Ver⸗ 
ſammlung vor, dem Beſchluſſe der Herren⸗Kurie beizutreten. 

Abg. Graf v. Schwerin: Meine Herren! Ich trete auch in dieſem 
Punkte der Anſlcht unſerer Abtheilung bei, die dahin geht, daß die Modifis 
Bi oh Antrages, wie die Herren-Kurie fie vorgeſchlagen hat, anzu⸗ 
nehmen ſei. ö 

Abg. Offermann: Ich erkläre mich gegen die Wahl von Ausſchüſſen, 
alſo gegen den Vorſchlag der erſten Aa (Ruf zur e um 

(Abgeordneter von Donimierski verzichtet aufs Wort.) 

Abg. Tſchokke: Zur Wahl eines Ausſchuſſes, wie er hier vorgeſchla⸗ 
gen iſt, kann ich mich von meinem Standpunkte aus nicht entſchließen. 

Abg. Frhr. v. Binde: Da ſeitens der Herren⸗Kurie unſere Rechts 


daß, wenn 


Das Petitum 


zu wichtig erſcheine, um ſie nicht, 
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gründe nicht beſtritten find, fo habe ich das Vetrauen zu der Weisheit Sr. 
Majeſtät, daß er uns in Berückſichtigung derſelben eine einjährige Perio⸗ 
dizität bewilligen wird. Ich halte den Vorſchlag der Herren⸗Kurie in den 
Beziehungen det Nützlichkeit und Nothwendigkeit für nichts weniger als an⸗ 
gemeſſen und wünſchenswerth, ſchließe mich aber gleichwohl inſofern der An⸗ 
ſicht des verehrten Mitgliedes der Pommerſchen Ritterſchaft an, als ich es in ei⸗ 
nem Moment von der Wichtigkeit des gegenwärtigen und in der gegenwärti⸗ 
gen Zeit für durchaus wünſchenswerth und nothwendig halte, wo es um Ent⸗ 
ſcheidung einer fo wichtigen Frage ſich handelt, bis an die äußerſte 
Grenze der Nachgiebigkeit zu gehen, ſo weit zu gehen, als man es 
mit dem Gewiſſen und den Prinzipien des Rechts, die uns Alle leiten, wenn 
e auch der Eine fo, det Andere anders auslegt, irgendwie vereinigen kann, 
und zwar halte ich es für wünſchenswerth, nicht blos im Intereſſe der Kon⸗ 
ſolidirung der ſtändiſchen Verfaſſung, ſondern namentlich auch in Beziehung 
auf die Stellung der beiden Kurien gegen einander. Aus dieſen Gründen 
alſo ſchliehe ich mich entſchieden dem Antrage der Abtheilung an. 
f (Es wird ſtürmiſches Abſtimmen hen 
4% Marſchall: Wir werden, wie gewöhnlich, durch Aufſtehen und Sitzen⸗ 
bleiben fimmen, und ich frage alfo die hohe Verſammlung: ob fie den An⸗ 
trag der Abtheilung mit der vorgeſchlagenen Motiviruug annimmt? 
(Er iſt mit genügender Majorität angenommen worden.) 
Referent von der Schulenburg (lieſt vor): C. ad IV. a. und b. 
In Bezug auf die Kontrahirung von Staatsſchulden hatte die Kurie der drei 
Stände beſchloſſen: a) Se. Majeſtät den König zu bitten, Allergnädigſt 
anerkennen zu wollen, daß nur mit Zuſtimmung des Vereinigten Landtages 
Landesſchulden rechtskräftig kontrahirt werden können; falls jedoch der unbe⸗ 
dingten Anwendung dieſes Geſetzes erhebliche Bedenken entgegenſtehen möchten, 
dem Vereinigten Landtage eine darauf bezügliche Propoſition huldreichſt vor⸗ 
legen zu laſſen, und ferner b) Se. Majeſtät den König allerunterthänigſt zu 
bitten, Allergnädigſt anerkennen zu wollen, daß nach der Verordnung vom 
17. Januar 1820 (Staatsſchulden betreffend), überhaupt kein Staatsſchulden⸗ 
okument irgend einer Art, daß weder verzinsliche, noch unverzinsliche, und 
deshalb auch keine Erklärungen von Schuldgarantieen ohne Zuziehung und 
Mitgarantie des Vereinigten Landtages ausgeſtellt werden dürfen. Die 
Herren⸗Kurie hat dagegen dieſem Beſchluß nur dahin modifizirt beizutreten 
beſchloſſen, Se. Königl. Majeſtät zu bitten: 1) daß alle in Friedenszeiten zu 
kontrahirenden Staatsanleihen, für welche Staatseigenthum oder Staats⸗ 
Revenüen zur Sicherheit beſtellt werden, nicht anders, als mit Zuſtimmung 
des Vereinigten Landtages aufgenommen werden ſollen. 2) Daß daſſelbe 
auch von Darlehnen in Kriegszeiten gelten möge, ſo oft nach dem Ermeſſen 
Sr. Majeſtät die Einberufung des Vereinigten Landtages ohne Gefährdung 
des Staats erfolgen kann. 3) Daß aber in den Fällen, wo bei einem zu 
erwartenden oder bereits ausgebrochenen Kriege zur Beſchaffung des nöthigen 
außerordentlichen Geldbedarfs die vorhandenen Fonds nicht ausreichen, deshalb 
Darlehne aufgenommen werden müſſen und nach dem Ermeſſen Sr. Maje⸗ 
ſtät die Einberufung des Vereinigten Landtags unausführbar iſt Sr. Maje⸗ 
ſtät das Recht vorbehalten bleiben möge, dergleichen Anleihen ohne Zuziehung 
ſtändiſcher Organe rechtsgültig zu kontrahiren. 4) Der §. 7 der Verordnung 
vom 3. Februar 1847 über die Bildung des Vereinigten Landtages bleibt in 
Kraft. ie einzelnen Petita in dieſem Beſchluſſe geben der Abtheilung zu 
folgenden gehorſamſten Vorſchlägen Anlaß. Die Beſchlüſſe sub 1 und 2 
bezwecken, daß alle Staats- Anleihen in Friedenszeiten, für welche Staats⸗ 
eigenthum und Staatsrevenüen zur Sicherheit beſtellt werden, und eben fo 
die Darlehne in Kriegszeiten, wo die Einberufung der Stände möglich iſt, 
unter gleichen Vorausſetzungen, nur mit Zuſtimmung des Vereinigten Landtages 
aufgenommen werden ſollen. Durch dieſen Beſchluß würden aber die Zweifel 
eben, welche den Beſchluß zu der Bitte der Kurie der drei Ständen hervor⸗ 
gerufen haben, nämlich, daß nach dieſer Faſſung alle anderen Landesſchulden 
und Darlehne, für welche Staatseigenthum und Staatsrevenüen nicht aus⸗ 
drücklich zur Sicherheit beſtellt ſind, ohne Zuſtimmung des Vereinigten 
Landtages aufgenommen werden könnten, in keiner Art beſeitigt ſein. Aus 
dieſen Gründen kann daher die Abtheilung dieſe beiden Beſchlüſſe der Herren⸗ 
Kurie der hohen Verſammlung zur Annahme nicht empfehlen. Da die Be⸗ 
ſchlüſſe der Herren⸗Kurie sub 3 und 4 nur Modiſikationen deſſelben Antra> 
ges ſind, und dieſer nach der Anſicht der Abtheilung nicht geſtellt werden 
kann, fo können auch dieſe Beſchlüſſe nicht weiter in Vetracht gezogen wer⸗ 
den, ſondern es würde hiernach gar kein Antrag hinſichtlich des Staatsſchul⸗ 
denweſens an Se. Majeſtät gelangen. Was den Beſchluß sub Nr. 3 an⸗ 
langt, nach welchem in Fällen des Krieges, wo es Sr. Majeſtät unmöglich 
iſt, den Vereinigten Landtag einzuberufen, Allerhöchſtdemſelben das Recht vor- 
behalten bleiben möge, dergleichen Anleihen ohne Zuziehung ſtändiſchen Organe 
rechtsgültig zu kontrahiren; fo würde eventuell die Abtheilung einſtimmig 
kein Bedenken tragen, dieſen Beſchluß der hohen, Verſammlung zur Annahme 
u empfehlen, da es ihr nöthig erſcheint, daß auch der Fall vorherbedacht 
ein muß, wo eben der Staat in großer Gefahr, es aber unmöglich ſein kann, 
die Vereinigten Stände zu tonvoziren, gleichwohl aber die Aufnahme von 
Staatsdarlehnen nothwendig iſt. In ſolchem Falle ſcheint es der Abtheilung 
dringend geboten, eventuell einen Weg zu zeigen der es dem Gouvernement 
möglich macht, ſtets im verfaſſungsmäßigen Wege zu bleiben und die Verfaſ⸗ 
fung nicht verletzen zu müſſen. Die Abtheilung würde fi dieſem Petitum 
um fo mehr anſchließen, als ein Gleiches bereits früher der hohen Verſamm⸗ 
lung von ihr vorgeſchlagen, daſſelbe aber durch den Beſchluß der Kurie. inſo⸗ 
fern beſeitigt wurde, als durch die Bitte um Vorlegung einer Allerhöchſten 
ropoſition, wie es in ſolchen Fällen zu halten ſei, ein Auskunftsmittel ge⸗ 
den werden ſollte. In dieſem Beſchluſſe der Kurie der drei Stände iſt 
das Bedürfniß anerkannt, eine ausdrückliche Beſtimmung für dieſen Fall zu 
beſitzen, und nur deshalb hält die Abtheilung die Wiederholung dieſes even⸗ 
wellen Vorſchlages für gerechtfertigt. Der Punkt 4, die Aufrechthaltung des 
7 der Verordnung vom 3. Februar 1847 über die Bildung des Verei⸗ 
tigten Landtages, würde eventuell gleichfalls der hohen Verſammlung zur 
ahme gehorfamft zu empfehlen ſein. Er lautet: „Iſt ein Darlehn in der 
in 8.6 bezeichneten Weiſe aufgenommen, fo werden Wir, ſobald Wir das 
Binderniß der Berufung des Vereinigten Landtages für beſeitigt erachten, 
eden zufammenberufen und ihm 1 weck und die Verwendung des 
Darlehns nachweiſen laſſen.“ Ich muf bel dieſem Gegenstande gleichfalls 


„Die vornehmlichſte Beſtimmung iſt, wie fie es au 


erwähnen, daß die Abtheilung ſich auf den Standpunkt ſtellte, daß die Kurie 
bereits früher einen Beſchluß gefaßt hatte, und daß nun weitere Vorſchläge 
gemacht wurden, und ich muß darauf aufmerkſam machen, daß der Schluß 
des Abtheilungs⸗ Gutachtens in Bezug auf die Aufnahme von Darlehnen in 
Friedenszeiten überhaupt nur eventuell geſtellt werden konnte. Da der Herr 
Landtags⸗Komiſſar gejagt hat, daß alle Darlehne nur mit Zuſtimmung 
des Vereinigten Landtages gemacht werden follen, jo ſcheint mir der Bedenken 
erregende Zuſatz im Konkluſum der Herren-Kurie beſeitigt, denn es ſcheint 
der Kontröllirung einer Verwaltungsſchuld oder kurzen Anticipation von Res 
venüen nach der mehrfach gegebenen Verſicherung des Herrn Landtags⸗Kom⸗ 
miſſars kein Bedenken entgegenzuſtehen, nach einer Verſicherung, die gewiß 
alle Mitglieder der Abtheilung mit Freuden entgegengenommen haben. 

Abg. v. Puttkammer aus Stettin: Ich glaube, daß die Beſtimmung 
Art. II. des Geſetzes vom 17. Januar 1820 ſo beſtimmt iſt, daß darüber 
kein Zweifel obwalten kann, denn da ſteht: „Sollte der Staat künftighin zu 
ſeiner Erhaltung oder zur Förderung des allgemeinen Beſten in die 
Nothwendigkeit kommen, zur Aufnahme eines neuen Darlehns zu ſchreiten, 
fo kann ſolches nur mit Zuziehung und unter Mit garantie der 
künftigen reichsſtändiſchen Verſammlung geſchehen.“ Dies halte ich 
für einen ſo weſentlichen Punkt, daß, wenn ich für meine Perſon auch ge⸗ 
neigt fein möchte, mich zu dem Beſchluſſe der Herren-Kurie beiſtimmend zu 
erklären, ich doch nicht über jenes Bedenken hinwegkommen kann, weil das 
Geſetz vom 17. Januar 1820 als unwiderruflich angekündigt iſt und dieſer 
Punkt mir ein ſo weſentlicher ſcheint, daß ich ihn für den wichtigſten im gan⸗ 
zen Geſetze halte. Darlehne in Friedenszeiten werden wir zur Beförderung 
ſolcher nützlichen Maßregeln, wie z. B. die Preußiſche Eiſenbahn und ähn⸗ 
liche, einzig und allein aufzunehmen haben; in den gewöhnlichen Verhältniſ⸗ 
ſen des Staats, alſo zur Deckung der gewöhnlichen Ausgaben, gewiß nie⸗ 
mals. Alſo ſind nur die Schulden in Kriegsfällen möglich, und da wäre es 
wünſchenswerth geweſen, wenn die Herren-Kurie ſich unſerem Veſchluſſe ans 
geſchloſſen hätte, daß durch eine Königl. Propoſtlion die vorliegenden Schwie⸗ 
rigkeiten hätten beſeitigt werden können; da fie das aber nicht gethan hat, fo 
halte ich dafür, daß wir den von ihr gefaßten Beſchlüſſen durchaus nicht 
beiſtimmen können. 

Abg. Graf v. Helldorff: Das Geſetz vom 17. Januar 1820 ſchreibt, 
wie ſchon der vorige Redner unwiderlegbar auseinanderſetzte, im §. 2. aus⸗ 
drücklich vor, daß in allen und jeden Fällen Staats⸗Anleihen nur mit Bes 
willigung der reichsſtändiſchen Verſammlung kontrahirt werden können und 
dürfen. Und dieſe reichsſtändiſche Verſammlung iſt der Vereinigte Landtag! 
— Meine Herren! Ich achte die Rechte der Krone gewiß im höchſten Grade, 
die Rechte der Krone, ſo weit ſie irgend im Volks-Bewußtſein gewurzelt ſind; 
aber ich glaube auch Sie daran erinnern zu dürfen, daß es noch andere Rechte 
giebt, — Rechte, die, nach meiner Meinung, nie verjähren können, denen 
die volle Geltung über kurz oder lang zu Theil werden wird, — Rechte, 
welche durch Gottes Gnade mit unauslöſchlichen Flammenzügen in die 
Bruſt jedes denkenden Menſchen eingegraben find, — die unveräußerli⸗ 
chen Rechte des Volkes. Hüten wir uns, dieſe irgendwo zu gefährden! 

(Lebhafter Beifallsruf.) 5 

Abg. Freiherr v. Vinke: Ich bin der Ueberzeugung, das es der Würde 
des Staats und dieſer Verſammlung geziemt, anzunehmen, daß es nicht 
möglich ſei, daß je dieſe Verſammlung, je auch nur Ein Mitglied dieſer 
Verſammlung im Stande wäre, einer Schuld, die von dem Landesherrn im 
Interreſſe des Staates kontrahirt werden würde, die nachträgliche Zuſtim⸗ 
mung zu verſagen. (Bravo!) Und weil ich dieſe Ueberzeugung habe, bin 
ich der Meinung, daß wir unſere Würde vergeben, wenn wir einen ſolchen 
Zweifel an unſerem Patriotismus aufkommen laſſen, und deßwegen ſchon 
müſſen wir es bei dem Geſetze von 1820 bewenden laſſen. Ich habe mehrere 
Auswege ſchon angedeutet, die ſich einſchlagen laſſen, ohne das man auf den 
Ausweg der Achtmänner⸗Deputation zu kommen braucht; wenn es ſich aber 
einmal darum handelt, von dem Geſetze vom 17. Januar 1820 abzugehen, 
fo ſcheint es mir doch noch bedenklicher, ſelbſt dieſe Achtmänner⸗Deputation 
noch aufzugeben und unſere Rechte ohne Weiteres gleichſam ins Waſſer zu 
werfen. Ich muß nun noch zuſätzlich bemerken, daß eigentlich die Bedenken, 
wie ſie uns immer gegenüber geführt werden, immer nur den Fall eines 
Vertheidigungs-Krieges betreffen, wo durch das Eindringen eines auswär⸗ 
tigen Feindes unſer Monarch in die Lage kommen könnte, die Stände nicht 
mehr um ſich verſammeln zu können, daß aber nach der Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes eben ſowohl auch der Fall eines Angriffs-Krieges eingeſchloſſen ift 
und danach angenommen wird, daß auch in einem ſolchen Falle nicht möglich 
ſei, die Stände zu berufen. Man hat uns von Geheimniſſen geſprochen, die 
beobachtet werden müſſen; man müſſe den Feind zu überraſchen ſuchen, und 
es dürfte vorher nichts davon verlautbart werden Nun ja, ſolche Gründe 
liegen auf der flachen Hand; indeß, fo lange der Staatsſchatz beſteht, fo 
lange er ſo gut verwaltet wird, wie bisher, kann ein ſolcher Fall nicht ein⸗ 
treten. Es iſt dann aber doch auch wahr, daß Angriffskriege vorgekommen 
ſind, welche nicht im Intereſſe des Landes gelegen haben, und die das Land 
in ihren weiteren Konſequenzen an den Abgrund des Verderbens gebracht 
haben, namentlich dem Landestheil, dem ich anzugehören die Ehre habe, der, 
nachdem er Jahrhunderte der Krone Preußens angehört hatte, welcher den 
Vorfahren des jetzigen Königshauſes am längſten angehört hat, länger als 
die Kurmark und die anderen Provinzen, dadurch in die Lage gebracht wurde, 
an die Fremdherrſchaft abgetreten zu werden. Daß alſo Angriffskriege, 
welche ſolche bedenkliche Konſequenz hervorrufen können, nicht mehr unter⸗ 
nommen werden, ohne daß die Stände über die Beſchaffung des Geldbedarfs 
gehört ſind, liegt durchaus im Intereſſe des Landes und im wohlverſtandenen 
Intereſſe der Krone. Denn welche traurige Konſequenzen gerade für die 
Krone hervorgegangen find aus den Revoluttonskriegen in der Zeit von 1786 
bis 1797 brauche ich wohl nicht anzuführen. Deshalb beſchwöre ich die hohe 
Verſammlung, keinen Titel von unſerem guten Rechte aufzugeben. 

Abg. Siebig: Die Denkſchrift ſagt über den Staats ſchatz Folgendes: 

ſtets war: die Streit⸗ 
fähigkeit der preußiſchen Monarchie gegen Angriffe von außen, ihre politiſche 
Macht inmitten von Staaten, die ihr an Größe und evölkerung weit über⸗ 
legen find, zu erhöhen und die Mittel ſteta zur Hand zu haben, um mit 
ihren Heeren wo möglich überall zuerſt auf dem Kampfplatz ſein zu können. 
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Eine zweite Beſtimmung ſagt: Es ſei Grundſatz für die Verwaltung des 
Staatsſchatzes (Lieſt vor.) „Daß er durch keinerlei Zahlungen in Friedens⸗ 
zeiten irgendwie geſchmälert werde ꝛc.“ Bei dem Beſtehen ſolcher geſetzlichen 
Mahregeln können wir uns der Beforgniß überheben, daß bei Ausbruch 
eines Krieges die Mittel fehlen könnten, denn wenn der Staatsſchatz, wie 
eben geſagt, für die Kriegsführung beſtimmt iſt und mit ſo großer Sorgfalt 
verwaltet wird, wie uns die Denkſchrift belehrt, ſo, glaube ich, können wir 
ohne Weiteres abſtrahiren von dieſer vorſorglichen Maßregel. Ich ſtimme 
daher im Einklange mit der Abtheilung für den Wegfall des Paſſus; dagegen 
kann ich mich nicht damit vereinigen, daß ein Vertrauens-Votum gegeben 
werde. 

Abg. Hanſemann (vom Platz): Ich ſtimme gegen die Annahme irgend 
einer der von der Herren-Kurie in Beziehung auf das Staats-Schuldenweſen 
herübergekommenen Modiſicationen. (Die Abſtimmung wird gewünſcht.) 

Abg. Knoblauch: Unmöglich kann die Verſammlung ihren früheren 
nach reiflichfter Verathung gefaßten Beſchluß, der weſentlich von dem Beſchluß 
der Herren-Kurie abweicht, gegenwärtig wiederum aufgeben, um ſo weniger, 
da leider weder das Reglement noch das Geſetz eine Beſtimmung enthält, 
um in ſolchen Fällen eine Verſtändigung herbeizuführen. Allerdings ſcheint 
mir, nach den Erläuterungen, welche von dem Königlichen Herrn Kommiſſar 
bei verſchiedenen Gelegenheiten gegeben worden ſind, daß eine ſolche Verſtän⸗ 
digung nicht unmöglich ſein dürfte, indem manche Aeußerungen über die 
Auslegung des Geſetzes — auf der einen oder anderen Seite — vielleicht 
auf einem Irrthum oder Mißverſtändniß beruhen. Ich würde es indeß für 
höchſt bedenklich halten, wenn man in dieſem Augenblicke eine Declaration 


des Geſetzes vom Jahre 1820 provoziren wollte, denn die Folgen davon find _ 


gar nicht abzuſehen. Gerade dies an ſich ſo klare und deutliche Geſetz in 
feiner ganzen Integrität aufrecht zu erhalten, iſt unſtreitig eine der wichtigſten 
Aufgaben des Landtages. Die vollſtändige Aufrechthaltung dieſes wichtigen 
Geſetzes iſt nach meinem Ermeſſen, eben ſo wohl im Intereſſe des Thrones, 
als des Landes und des Staats-Kredits, in gleichem Maße nothwendig. 
Daran irgendwie zu rütteln, ſcheint mir demnach ſo gefährlich, als ich eine 
ſolche ſchwere Verantwortlichkeit um keinen Preis der Erde auf mich laden 
möchte! (Bravo!) 

Abg. v. Maſſow: Meine Herren! Sämmtliche Redener, welche bei 
dieſer letzten Berathung auf dieſem Platze geſtanden haben, haben allerdings 
die Beſchlüſſe der Herren-Kurie nicht annehmen wollen, und es gehört einiger 
Muth dazu, wenn ich verſuchen will, für die Annahme zu ſprechen; indeß, 
Jeder folgt ſeiner Ueberzeugung. Ich kann die Hoffnung nicht aufgeben, 
daß nach dem, was der Herr Königliche Kommiflar uns geſagt hat, und 
indem wir vertrauen können, daß dies auch die Abſicht Sr. Mafeſtät ſei (ich 
glaube nicht zu, viel zu ſagen), (Landtags-Kommiſſar: Nein!) daß auch ein 
Mittel gefunden werde könne, uns dem Beſchluſſe der Herren-Kurie anzu⸗ 
ſchließen, wenn nämlich die Motive unſeres Beſchluſſes, wie bei einem frühes 
ren angenommen worden, Sr. Majeftät mit eingereicht würden. Ich kann in 
dem Beſchluß der Herren-Kurie nur eine Verbeſſerung der betreffenden Ge⸗ 
ſetze vom 3. Februar c. anerkennen, und darum ſchließe ich mich demſelben an. 

Abg. Tſchocke: Ich verkenne keineswegs den großen Werth der viel- 
fachen Vortheile, die erzielt werden werden können, wenn beide Kurien über 
ſolche Lebensfragen ſich mit einander verſtändigen; nichtsdeſtoweniger befinde ich 
mich aber in dieſem Augenblick in der Lage, dem Votum der Herren-Kurie 
nicht beitreten zu können. . 

Abg. Graf v. Schwerin: Ich würde die hohe Verſammlung nicht 
noch aufhalten, wenn ich mich in derſelben Meinung befände, welche bisher 
hier vertheidigt worden iſt; ich befinde mich aber in dieſem Augenblick in der 
bedauerlichen Lage, abweichen zu müſſen von der Anſicht derjenigen verehrten 
Mitglieder der Verſammlung, mit denen ich bisher in den meiſten Fällen zu 
ſtimmen die Ehre gehabt habe. Ich meinerſeits finde nämlich kein Bedenken 
dabei, auch in dieſem Punkt dem Votum der Herren-Kurie beizutreten. Ich 
darf erwarten, daß dieſe Anſicht in der Verſammlung die Mehrheit nicht 
gewinnen wird, aber um mich vor mir ſelbſt zu rechtfertigen, habe ich geglaubt, 
ſte deſſenungeachtet nicht zurückhalten zu dürfen. 

Abg. Milde: Ich muß dafür votiren, daß wir das Konkluſum der 
Herren-Kurie fallen laſſen und einer ſpäteren Zeit anheimgeben, die Löſung 
dieſer wichtigen Frage im Sinne der Sicherheit für die Steuerpflichtigen 
herbeizuführen. W 
(Unter Trommeln wird die Abſtimmung verlangt, bis die Glocke des Mar⸗ 

ſchalls die Verſammlung endlich zur Ruhe bringt.) 

Marſchall: Ich höre vielfach den Ruf nach Abſtimmung. Die jetzige 
Diskuſſion ift aber ſehr wichtig. Da noch mehrere Redner vorhanden find, 
die in entgegengeſetzter Anſicht zu ſprechen wünſchen, ſo bitte ich im Intereſſe 
der Unparteilichkeit, die ja immer von der hohen Verſammlung gewünſcht 
wird, noch einige Herren hören zu wollen, und gebe dem Herrn Grafen 
von Zech das Wort. ach 

Abg. Graf v. Zech⸗Burkersrode: Meine Herren! Im Widerſpruche 
mit einem verehrten Redner aus meiner Provinz, der vorhin von dieſem 
Platze aus geſprochen hat, muß ich in Bezug auf die in Kriegszeiten aufzu— 
nehmenden Darleihen die hohe Verſammlung dringend erſuchen, dem auch 
von der Abtheilung uns zur Annahme empfohlenen Vorſchlage der Herren— 
Kurie beizuſtimmen und alſo der Krone das Recht zuzuerkennen, in Kriegs— 
zeiten, wo die Einberufung des Vereinigten Landtages unmöglich iſt, auch 
ohne Mitwirkung ſtändiſcher Organe Schulden aufzunehmen. Die Beſorgniß, 
daß aus folder Befugniß der Krone von deren Räthen Mißbrauch gezogen 
werden könne, kann uns, meine Herren, nicht nahe liegen, wie der verehrte 
Abg. der Ritterſchaft des Anklamſchen Kreiſes ſchon gefagt hat; denn ein fol- 
cher Mißbrauch kann fortan nicht stattfinden, wo dem Gouvernement regel- 
mäßig wiederkehrende ſtändiſche Verſammlungen zur Seite ſtehen und ihnen 
die Verwendung ſolcher Kriegs-Anleihen nachträglich nachgewieſen werden muß. 

Abg. v. Puttkammer aus Stettin: Wenn uns die Herren-Kurie die 
Möglichkeit gegeben hätte, auf ihren Vorſchlag einzugehen, ohne zugleich 
Rechte aufzugeben, welche ganz klar den Ständen zuſtehen, und deren Auf⸗ 
geben für den Anfang unſerer parlamentariſchen Wirkſamkeit ſehr bedenklich 
ſcheint, weil wir nicht blos das Vertrauen der Krone, ſondern auch das des 
Landes nöthig haben, fo würde ich gern auf die gemachten Modifikationen 
eingehen; ich ſehe aber keine dringende Veranlaſſung, jetzt ſchon damit vor⸗ 


\ 


zuſchreiten. Ich glaube vielmehr, daß wir einer Königlichen Propofttion oder 

neuen Petitionen beim nächſten Landtage entgegenſehen können, wodurch dann 

dieſe Differenzen ausgeglichen werden können. Ich bitte bei dieſer Gelegen⸗ 

heit, da wir eine weit wichtigere Angelegenheit abzuſtimmen haben, als viele 

früheren, die namentliche Abſtimmung eintreten zu laſſen, wenngleich dieſelbe 

mehr Zeit koſtet, als die gewöhnliche. (Mehrere Stimmen: Ja! Jal) 
(Wiederholter Ruf zur Abſtimmung.) 

Abg. v. Thadden: Nur eine ganz kurze Erklärung habe ich abzuge⸗ 
ben. Ich wollte mich entſchieden für das Votum der Herren-Kurie erklären; 
ganz ſpeziell aber gegen eine Aecußerung des geehrten vielgenannten Abge⸗ 
ordneten aus Weſtphalen und gegen die Konſequenz, die nothwendiger Weiſe 
aus dem folgen müßte, was er geſagt hat; gegen die Konfequenz, die den 
Ständen die ganze Frage über Krieg und Frieden in die Hände liefern würde. 


Und das wäre ein ſehr großes Unglück für das Vaterland! Ich 


erkläre alſe hiermit für mich und meine Kommittenten, daß wir marſchi⸗ 
ren werden, wenn es unſer König und Herr befiehlt, und nicht, wenn 
600 Herren es erlauben werden! Meine Herren! Es iſt nicht meine Mei⸗ 
nung, hier mit der kriegeriſchen Geſinnung der Pommern oder gar mit mei⸗ 
ner Courage renommiren zu wollen, aber ich habe einen ganz ſpeziellen Fall 
im Auge. Es könnte ſich nämlich ereignen, daß wir hier ſo lange 
beriethen, über Anleihen und Garantieen interpellirten, pro- 
teſtirten und ſtritten — bis der Feind in dieſen Saal einrückte. 
(Heiterkeit.) K 

Abg. Naumann: Ich halte es formell nicht für möglich, auf die An⸗ 
träge der Herren-Kurie einzugehen, und materiell auch nicht für nothwendig. 

Marſchall: Da keine Redner mehr ſich gemeldet haben, ſo werden 
wir zum Schluſſe der Debatte kommen. Die Herren-Kurie hatte zu dem auf 
die Kontrahirung von Anleihen bezüglichen Beſchluſſe der Kurie der drei Stände 
Modifikationen vorgeſchlagen, die ſich zu §. 5. des Gutachtens unter 1, 2, 3 


und 1 finden. Ich frage, ob die hohe Verſammlung dieſe Modifikationen an⸗ 


nehmen will. (Abgeordneter von Vincke und Andere tragen auf namentliche 
Abſtimmung an.) Es iſt auf namentliche Abſtimmung angetragen worden. 
Diejenigen, die dem Antrage beitreten, bitte ich aufzuſtehen. (Es erhebt ſich 
eine genügende Zahl von Mitgliedern.) Es iſt ſo beſchloſſen worden. Die 
Frage lautet alſo: Sollen die im Gutachten unter 1, 2, 3, und 4 bezeich⸗ 
neten Vorſchläge der Herren-Kurie angenommen werden. Diejenigen, welche 
ſie annehmen wollen, antworten mit ja. (Es erfolgt namentliche Abſtimmung.) 

Marſchall: Das Ergebniß der Abſtimmung iſt folgendes: Die Frage 
iſt mit 300 gegen 146 Stimmen verneint. Ich bitte, die Plätze wieder ein⸗ 
zunehmen, wir fahren fort. 

Referent v. der Schulenburg: Endlich bleibt der Abth. nur noch D. 
ad VIII. der Punkt zur Begutachtung übrig, der die Ausſetzung der Wah⸗ 
len zu den ſtändiſchen Ausſchüſſen und zu der ſtändiſchen Deputation für das 
Staatsſchuldenweſen ausmacht. Die Kurie der drei Stände hatte die aller⸗ 
unterthänigſte Bitte beſchloſſen, daß Se. Majeſtät der König mit Rückſicht 
auf die bereits formirten allerunterthänigſten Anträge und namentlich auf die 
zugeſicherte Wiedereinberufung des Vereinigten Landtages innerhalb 4 Jah⸗ 
ren die Wahlen zu den ſtändiſchen Ausſchüſſen und zu der ſtändiſchen Depu⸗ 
tation für das Staatsſchuldenweſen für jetzt ausſetzen zu laſſen Allergnädigſt 
geruhen mögen. Die Herren-Kurie hat ſich zu dem Beſchluſſe vereinigt: daß 
Se. Majeſtät, mit Rückſicht auf die bereits formirten allerunterthänigſten 
Anträge, und namentlich auf die zugeficherte Wiedereinberufung des Verei⸗ 
nigten Landtages innerhalb vier Jahren, bis zur Allerhöchſten Entſcheidung 
über jene Anträge, die Wahlen zu den ſtändiſchen Ausſchüſſen und zu der 
ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchuldenweſen jetzt ausfegen zu laſſen, 
Allergnädigſt geruhen mögen. Wiewohl die Abth. auch hier vorgezogen haben 
würde, dem Beſchluſſe der Kurie der drei Stände zu inhäriren, ſo glaubt ſte 
doch mit 11 Stimmen gegen 1, auch dieſen Beſchluß der hohen Verſamm⸗ 
lung, um denſelben nicht ganz fallen zu laſſen, zur Annahme gehorfamft em⸗ 
pfehlen zu müſſen | 
Marſchall: Verlangt Jemand das Wort? (Es meldet ſich Niemand.) 
Da das nicht geſchieht, ſo werde ich die Frage ſtellen, ob die von der Her⸗ 
ren⸗Kurie vorgeſchlagene Modification angenommen werden ſoll? Diejenigen, 
welche fie annehmen wollen, bitte ich aufzuſtehehen. (Die Modification wird 
ſaſt einſtimmig angenommen.) Der Herr Referent will die Güte haben, den 
Beſchluß, welcher nicht ausführlich zu fein braucht, aufzusetzen, und ich bitte 
die hohe Verſammlung, ſich heute Nachmittag 6 Uhr wieder hier verſammeln 
zu wollen, um ſowohl dieſen Entwurf, als auch noch andere Entwürfe, welche 
hier vorliegen, anhören zu wollen. 

34 Uhr.) 


(Schluß der Sitzung gegen 
Sitzung der Kurie der drei Stände am 23. Juni. 
(Abend ⸗Sitzung.) 0 
Die Sitzung beginnt Abends 64 Uhr unter Vorſitz des Landtags⸗Mar⸗ 
ſchalls v. Rochow mit Verleſung des über die Wormittags-Sigung von dem 
Secretair Kuſchke aufgenommenen Protokolls. 

Marſchall: Findet ſich gegen das Protokoll etwas zu bemerken? Es 
iſt nichts bemerkt worden, alſo iſt es angenommen. Der Herr Referent hat 
die Güte gehabt, den Entwurf zu dem Beſchluſſe, den die hohe Verſammlung 
heute gefaßt hat, aufzuſetzen und wird ihn vortragen. 

Referent v. der Schulenburg lieſt den Entwurf der Bitte der Kurie 
der drei Stände, betreffend die Abänderung der Verordnungen vom 3. Febr. 
1847, darauf den Beſchluß der Herren-Kurie und endlich den Beſchluß der 
Kurie der drei Stände hinſichtlich der Erklärungen der Herren-Kurie über 
die Petition der Kurie der drei Stände, die Verordnung vom 3. Febr. 1847 
betreffend, vor. f 

Marſchall: Iſt gegen den Entwurf etwas zu bemerken? 

Abg. v. Beckerath: Ich habe nichts gegen die nach meiner Meinung 
richtige Faſſung zu erinnern, nur möchte ich die Vorausſetzung aussprechen 
daß der frühere Beſchluß der Drei-Stände-Kurie, wie dieſes ſchon im Laufe 
— Verhandlungen beantragt wurde, mit beigelegt und an Se. Majeſtät ab⸗ 
geſendet werde. . N h 

Marſchall: Allerdings. Dies iſt Vorſchrift des Reglements. Wenn 
nichts weiter bemerkt wird, ſo kann ich annehmen, daß die hohe Verſammlung 

Fortſetzung in der zweiten Beilage.) Nn. sr. 
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N (Fortſetzung aus der erſten Beilage.) 
mit dem Entwurfe einverſtanden iſt. Es ſind noch einige Entwürfe zu ver⸗ 
leſen. Ich bitte zunächſt Herrn Abg. v. Wegell, den ſeinigen vorzutragen. 

Referent v Wedell (lieſt dieſen Entwurf vor): 

. Allerunterthänigſte Bitte 
der Kurie der drei Stände des Vereinigten Landtags um Aufhebung der 
Cenſur und Einführung der Prehfreiheit und Erlaß eines Preßſtrafgeſetzes. 

Bei Berathung mehrerer auf Preßfreiheit gerichteter Petitionen wurde 
von dem Königlichen Gouvernement mitgetheilt, daß bei der hohen Bundes⸗ 
verſammlung bereits eine Reviſton der Bundesgeſetze über die Cenſur und 
ihre Handhabung, in den einzelnen Staaten im Gange ſei, und daß die Re⸗ 
gierung Sr. Majeſtät des Königs dabei darauf hinarbeite, das Präventiv⸗ 
Syſtem verlaſſen und zum Repreſſivſyſtem übergehen zu können. Es wurde 
als eine Thatſache hervorgehoben, daß das Volk von dem Verlangen nach 
Prepfreiheit und einem Preßftrafgeieg beſeelt ſei, und daß dieſes Verlangen 
nicht erlöſchen werde, bis es Befriedigung gefunden haben werde. Daß das 
Verlangen nach Preßfreiheit und einem Preßſtrafgeſetze un Volke vorhanden 
tet, wurde jedoch aus verſchiedenen Geſichtspunkten anerkannt, und beſchloß 
die Kurie der drei Stände, unter dankbarer Anerkennung der bereits von 
Seiten der Krone geſchehenen Schritte an Se. Majeſtät die ehrfurchtsvolle 
Bitte zu richten, von dem ſeither befolgten Präventivſyſtem abgehen, in der 
2283 Monarchie die Cenſur aufheben, Preß freiheit zu gewähren und zu 
so. Zweck ein Preßſtrafgeſetz entwerfen und dem Landtage zur Berathung 
ergnadigſt vorlegen laſſen zu wollen. 8 
frei Abg. v. Auerswald: Der Beſchluß ging auf Gewährung von Pieß⸗ 

eiheit neben Erlaſſung eines Preßgeſetzes. 

Marſchall: Somit möchte ich fragen, ob der hohen Verſammlung 
re iſt, daß ſtatt der ausländiſchen Wörter Repreſſiv⸗ und Präventiviy- 
bs inländiſche Wörter gewählt werden ſollen? (Die Verſammlung ſtimmt 
inter großer Heiterkeit bei.) Damit iſt alſo der Entwurf genehmigt. Der 
Herr Abg. v. Katte wird jetzt den Entwurf, betreffend die beabſichtigten Ver⸗ 
Anderungen des Reglements, der hohen Verſammlung vortragen. 

PR Fern v. Katte verlieſt den Beſchluß der Kurie der drei Stände hin⸗ 
45 tlich mehrerer von der Herren-Kurie beſchloſſenen Modiſicationen und ſelbſt⸗ 
Nandiger Anträge bei der geſtellten allerunterthänigſten Bitte, betreffend Ab⸗ 
anderungen des Reglements über den Geſchäftsgang beim Vereinigten Landtage. 
Marſchall: Findet ſich gegen den Entwurf etwas zu bemerken? Da 


nichts bemerkt wird, ſo kann ich annehmen, daß die Verſammlung damit ein⸗ 


verſtanden fer. Ein fernerer Entwurf betrifft die allerunterthänigſte Vitte um 
Aufhebung des Erbſchafts⸗Stempels bei der Succeſſton unter Eheleuten. Der 
Derr Abgeordnete Marx hat denſelben verfaßt. 

Referent Marx verlieft dieſen Entwurf. 

Marſchall: Findet ſich gegen den Entwurf etwas zu erinnern? Es 
wird nichts erinnert, alſo iſt er angenommen. Von der Herren-Kurie iſt ein 
Beſchluß über die allerunterthänigſte Vitte dieſer Kurie eingegangen, betref⸗ 
fend die Vorlage des allgemeinen Strafgeſetzbuches. Der Herr Secretair wird 
das Schreiben des Herrn Marſchalls der HerrensKurie verleſen. 

Sccretair Abgeordn. v. Bockum-Dolffs (verlieſt dieſes Schreiben): 

„Ew. Hochwohlgeboren bechre ich mich in Bezugnahme auf das gefällige 
Schreiben vom Sten cr., die Vorlegung des neuen Strafgeſetzbuches zur 
nochmaligen Prüfung durch den nächſten Vereinigten Landtag betreffend, 
unter Zurückſendung des Beſchluſſes der Drei-Stände-Kurie, ganz ergebenft 
in Kenntniß zu ſetzen, daß die Herren-Kurie der möglichſt beſchleunigten 
Emanirung des Strafgeſetzbuches eine höhere Geltung beilegen zu müſſen 
geglaubt hat, als der Vorlegung des Entwurfs dazu zur nochmaligen Prü- 
fung des Vereinigten Landtages, da dieſe in der geſetzlichen Form an die 
Provinzial⸗Landtage erfolgt und auf dieſem Wege der ſtändiſche Beirath be⸗ 
reits eingeholt iſi. Die Herren- Kurie hat unter dieſen Umſtänden dem An⸗ 
trage der Kurie der drei Stände ſich anzuſchließen, Vedenken tragen müſſen. 

Marſchall: Es kommt zu den Akten. Der Herr Abgeordnete von 
Beckerath wünſcht das Wort in einer allgemeinen Angelegenheit zu nehmen. 

Abg. v. Beckerath: Meine Herren! Die Einſtimmigkeit, mit welcher 
der Antrag auf Preßfreipeit von der Verſammlung genchmigt worden iſt, 
liefert den Beweis von dem hohen Werthe, der auf dieſe Angelegenheit gelegt 
wird. Der Antrag kann nun bei dem ſehr nahe bevorſtenden Schluſſe des 
Landtags in dem gewöhnlichen Verfahren nicht mehr zur Verhandlung in der 
Herren-Kurie gelangen, und ich möchte mir daher die Anfrage an die hohe 
Verſammlung erlauben, ob ſie ſich nicht mit mir in der Bitte an den Herrn 
Marſchall vereinigen wolle, daß der Herr Marſchall, wie derfelbe früher bei 
dringenden Verantaſſungen gethan hat, den Gang der Sache ſo viel als 
möglich zu beſchleunigen ſuche, damit der Gegenſtand noch zur Berathung in 
der Herren-Kurie gelangen könne. 

Marſchall: Ich werde das ſehr gern thun, habt aber dazu nur den 
Weg, dem Herrn Marſchall der Herren⸗Kurie das dieſſeitige Konkluſum 
daldmöglichſt zuzuſtellen und ihm die Vornahme deſſelben recht dringend zu 
empfehlen. Es liegt noch ein Gutachten der ſechſten Abtheilung der Kurie 
der drei Stände vor über die Petition der Herren-Kurrie, den Verſchluß von 
Spiritus und Branntwein betreffend. Dieſe Sache würde, wenn unſer Gut⸗ 

achten nach berathen werden könnte, dadurch erledigt ſein. Das Gutachten 

iſt heute vertheilt worden, hat aber nicht wohl auf die Tagesordnung geſetzt 
werden können, weil ich von dem Eingange der Druckexemplare nicht vorher 
benachrichtigt war. Die Abtheilung hat ſich nicht für die Annahme dieſer 

Petition erklärt, ſollte die hohe Verſammlung ohne weitere Diskuſſion dann 

ieſem Antrage beitreten, fo würde damit die Sache abgemacht. Sollte aber 
von irgend einer Seite dagegen etwas eingewendet, ſollte darüber eine Dis⸗ 
kuſſton hervorgerufen werden, dann allerdings könnte kein Beſchluß gefaßt 
erden, es würde übrigens dem nichts entgegenſtehen, daß die hohe Verſamm⸗ 

ng das Gutachten hört; FI ſich dann irgend etwas dagegen, fo wird 
der Gegenſtand nicht vorgenommen. Der Herr Referent wird alſo das Gut⸗ 

ten verleſen. e 
d. Referent Steinbeck verlieh das Gutachten der ſechſten Abtheilung 
* Kurie der drei Ständen über di e on der Herren⸗Kurie, die ſeit dem 

1 Mai d. J geſchloſſenen Verträge dau denanntweinbrennerei⸗Beſizern über 
Verſchleiß von Spiritus und Branntwein betreffend. 


Zweite Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


den 3. Juli 1847. 


dieſer Gegenſtand namentlich für meine Gegend von 

der größten Wichtigkeit iſt, indem ſich in derſelben bedeutende Brennereien 
befinden, fo muß ich dringend wünſchen, daß derſelbe morgen zur näheren 
Berathung gezogen werde. Ich halte mich zu dieſem Antrage dringend ver⸗ 
pflichtet. 5 

Marſchall: Nur unter der Voraus ſetzung, daß dieſer Antrag ohne 
Diskuſſion angenommen würde, könnte jetzt darüber ein Beſchluß gefaßt wer⸗ 
den; ſobald aber nöthig gefunden wird, näher darauf einzugehen, muß er 
zurückgelegt werden. Von dem Herrn Königl. Kommiſſar bin ich benachrich⸗ 
tigt worden, daß auf morgen eine Einladung mittelſt Karten zu einer Siz⸗ 
zung beider Kurien durch den Herrn Marſchall der Herren⸗Kurie ſtattfinden 
wird. Der Herr Serretair hat bereits das Protokoll der heutigen Sitzung 
verfaßt und wird daſſelbe verleſen. 

Sceretair Rufe: (Verlieſt das Protokoll der eben ſtattgefundenen 
Sitzung. Daſſelbe wird berichtigt und genehmigt.) 

Marſchall: Die heutige Sitzung iſt geſchloſſen. 

(Schluß der Sitzung 72 Uhr.) 
Sitzung der Kurie der drei Stände am 24. Juni. 

Unter Vorſitz des Landtags⸗Marſchall von Rochow beginnt die heutige 
Sitzung Mittags 24 Uhr. 

Marſchall: Es find drei Allerhöchſte Votſchaften vorzutragen. (Det 
Vortrag derſelben wird durch die Herren Seerctaire bewirkt.) 

(Es werden nun dieſelben 3 Königl. Botſchaften verleſen, welche bereits in 
der erſten Beilage zu Nr. 148 d. Z. (vom 29. Juni) abgedruckt worden find.) 

Abg. Frhr. v. Vincke: Darf ich mir die Frage erlauben, ob dieſe 
Potſchaften uns gedruckt zukommen werden. 

Marſchall: Ich werde veranlaſſen, daß fie ſogleich gedruckt und ver⸗ 
theilt werden. In Beziehung auf die zweite Allerhöchſte Botſchaft lade ich 
die verehrten Mitglieder dieſer Kurie ein, ſich morgen früh 10 Uhr zur Wahl 
des Vereinigten fländiſchen Ausſchuſſes und der ſtändiſchen Deputation für 
das Staatsſchuldenweſen unter ihren Landtags-⸗Marſchällen zu verſammeln. 
Dieſe Wahlen werden nach den Provinzen ſtattfinden: für die Rheinprovinz 
im Weißen Saale, für Preußen in dem größten Zimmer an der Vildergal⸗ 
lerie, für Poſen in dem zunächſt daran ſtoßenden Zimmer), für Pommern in 
der ſogenannten Franzöſiſchen Kammer, für Sachſen, da wo die Wahl für 
die Hülfskaſſen ſtattgefunden hat, für Weſtſalen, wo die fünfte Abtheilung 
wiederholt ihre Sitzungen gehabt hat, für Provinz Schleſien verſammelt ſich 
vorläufig in der Bildergallerie, wo ihr der Platz angtwieſen werden wird, 
Brandenburg endlich bitte ich, ſich in ihrem eigenen Ständehaufe in der 
Spandauer Straße einzufinden. In Beziehung auf die dritte Allerhöchſte 
Propoſition mache ich in Uebereinſtimmung mit dem Herr Landtags-Kom⸗ 
miſſar und dem Herrn Marſchall der Herren⸗Kurie bekannt, daß der Schluß 
des Landtages hier Sonnabend um 10 Uhr in Vereinigten Kurien ſtattfinden 
wird. Heute iſt nichts mehr zu verhandeln, der Herr Secretair hat aber 
das Protokoll aufgelegt und wird es jetzt vortragen. Ich hatte gewünſcht, 
daß die unterthänigſte Erklärung über die Verhältniſſe der Juden heute vor⸗ 
getragen werden möge; der Herr Referent hat aber erklärt, daß dies un⸗ 
möglich ſei, weil zwar in dieſem Augenblicke der Entwurf fertig geworden 
ſei, er ihn jedoch ſelbſt noch nicht durchgeſchen habe, derſelbe auch noch nicht 
durch die Abtheilung gegangen ſei, und es bleibt alſo nichts übrig, als uns 
morgen Nachmittag 6 Uhr hier zu verſammeln, um dieſen Gegenſtand zu 
erledigen. 

Scecrctair Dittrich (lieſt das Protokoll der heutigen 42. Sitzung vor.) 

Marſchall: Findet ſich gegen das Protokoll etwas zu bemerken. Da 
zum Protokoll nichts weiter bemerkt wird, ſo iſt daſſelbe angenommen. In 
Beziehung auf den Abdruck der Allerhöchſten Botſchaften muß ich bemerken, 
daß es nicht möglich ſein wird, denſelben der Kürze der Zeit wegen noch 
heute herum zu ſchicken, jedoch ſollen die Herren Mitglieder ihn, wenn fie 
ſich morgen zu den Wahlen verſammeln, erhalten. Auch kann er ſchon heute 
Abend in der Kanzlei in Empfang genommen werden. 

(Schluß der Sitzung Nachmittag 2 Uhr 45 Minuten.) 


Abg. v. Byla: Da 


Sitzung der Herren⸗Kurie am 24. Juni. 5 

Die Sitzung wird um 24 Uhr unter dem Vorſitze des Marſchalls Für⸗ 
ſten zu Solms eröffnet. Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen 
und genehmigt. f . 
Marſchall: Ich habe zuerſt der Verſammlung drei Königliche Bote 
ſchaften zu verkündigen, welche folgendermaßen lauten: 
(Es werden nun dieſelben 3 Königl. Votſchaſten verleſen, welche bereits in 
der erſten Beilage zu Nr. 148 d. 3. (vom 29. Juni) abgedruckt worden find.) 
Ich behalte mir vor, am Schluſſe der Sitzung dasjenige zu ſagen, was 
in Beziehung auf dieſe Königliche Botſchaft und in Bezug auf den übers 
morgen ſtattfindenden Schluß des Landtages noch zu erledigen iſt. Wir kom⸗ 
men jetzt zur Verleſung der Mittheilung an die andere Kurie in Beziehung 
auf die Witte um Erweiterung des Petitionsrechts. 

Referent v. Quaſt (verlieſt die Mittheilung an die andere Kurie.) 

Marſchall: Inſofern keine Bemerkung erfolgt, iſt die Mittheilung 
genehmigt. Wir kommen zu einer anderen Mittheilung, nämlich zur Verle⸗ 
ſung des Schreibens an die andere Kurie in Beziehung auf die Verleihung 
= ſtändiſchen Rechte an alle diejenigen, die ſich zur chriſtlichen Religion be⸗ 
ennen. ö 

Graf v. Itzenplitz (verlieſt die Faſſung). € 

Marſchall: Da keine Bemerkung erfolgt, fo erkläre ich die verleſene 
Mittheilung für genehmigt, und wir würden jetzt zur Verleſung des Gutach⸗ 
tens der Herren-Kurie über die Königliche Propofition in Beziehung auf die 
Feſiſtellung der Verhältniſſe der Juden kommen. Wie der Hert Referent mir 
fo eben mitgetheilt hat, würde die Verleſung dieſes Gutachtens eine geraume 
Zeit, vielleicht eine ganze Stunde, wegnehmen, und da die Vorausſetzung 
vollſtändig begründet iſt, daß dieſes Gutachten ſowohl von dem Referenten, 
der es verfaßt hat, als auch von der Abth., welche n geprüft hat, auf das 
ſorgfältigſte nach den Beſchlüſſen der Kurie verfaßt, und geprüft iſt, ſo wird 
die Anſicht der Kurie aller Wahrſcheinlichkeit nach dahin gehen, daß die Ver⸗ 
leſung deſſelben nicht nothwendig ſei. Aus dem Umſtande, daß keine entgegen⸗ 


ſtehende Bemerkung erfolgt, werde ich wohl zu ſchließen haben, daß dieſe Vor⸗ 
ausſetzung eine richtige ſei. Wir werden alſo dieſe Verleſung nicht vornehmen 
und das Gutachten für genehmigt erklären. Ich habe weiter eine Mittheilung 
des Herrn Landtags⸗Kommiſſars zu verleſen, bezüglich auf die Prüfung der 
Staatsſchulden-⸗Rechnung für das Jahr 1845. Das erwähnte Schreiben an 
den Herrn Landtags-Kommiſſar wurde von mir aus Veranlaſſung der Ahih., 


die mit der Behandlung des Gegenſtandes beauftragt iſt, erlaſſen, und nach⸗ 


dem der Landtags⸗Kommiſſar nun ſich in der eben verleſenen Weiſe geäußert 
hat, bleibt nichis übrig, als die Anſicht der Kurie darüber zu vernehmen, ob 
ſie ſich dem Beſchluſſe der anderen Kurie anſchließt, der dahin geht, zu bean⸗ 
tragen, daß der Gegenſtand der Kürze der Zeit wegen auf ſich beruhen möge, 
ein Antrag, dem der Herr Landtags-Kommiſſar ſeine Zuſtimmung inſoweit 
gegeben hat, daß er jetzt nur erklärt, es ſei der Hinzutritt des Beſchluſſes 
dieſer Kurie zu der Validität des Beſchluſſes der anderen Kurie erforderlich. 
Wenn alſo keine Bemerkung gemacht wird, ſo wird es ſo anzuſehen ſein, als 
trete man dem Beſchluſſe der anderen Kurie bei. Ein anderer Gegenſtand, 
der heute noch, als in unſerer letzten Sitzung, zur Verathung und Erledi⸗ 
gung kommen könnte, iſt die Mtttheilung der anderen Kurie, in Beziehung 
auf den Antrag auf baldigen Erlaß der ſchon in Bearbeitung begriffenen 
Militair⸗Kirchen⸗Ordnung. Es würde dieſer Gegenſtand heute nicht mehr zur 
Berathung geſtellt werden können, wenn wahrſcheinlich wäre, daß dem Be⸗ 
ſchluſſe der anderen Kurie nicht beigetreten würde, weil auch die andere Kurie 
heute ihre ihre letzte Sitzung hält, ſich alſo mit einer weiteren Berathung 
derjenigen Modifikation, die von hier aus hinüber kommen könnte, nicht mehr 
beſchäftigen kann. Es iſt aber ein Fall. der außerordentlich einfach liegt. Die 
Abth. hat ſich einſtimmig dahin ausgeſprochen, daß dem Weſchluſſe der ande 
ren Kurie beizutreten ſei. Da es nicht außer der Wahrſcheinlichkeit liegt, daß 
dem Beſchluſſe der Abth. beigetreten werde, ſo wird der Graf v. Itzenplitz 
als Referent aufzufordern ſein, den Bericht, der ſchriftlich nicht vorliegt, 
mündlich zu erſtatten. (Geſchieht wie folgt.) 


Graf v. Itzenplitz: Die Drei⸗Stände⸗Kurie hat darauf angetragen, 
an Se. Majeſtät den König die allerunterthänigſte Bitte zu richten, Se.“ 


Majeſtät wolle geruhen, die baldige Erlaſſung der in Anſicht geſtellten Mi⸗ 
litair⸗Kirchen⸗Ordnung Allerhöchſt zu verfügen. Nach der Information, 
welche die Abtheilung von einer ſicheren Seite her empfangen hat, iſt es nicht 
nur die Abſicht Sr. Majeſtät, eine ſolche Kirchen⸗Ordnung zu erlaſſen, ſon⸗ 
dern fie ſoll auch bereits ziemlich fertig vorliegen und nur noch wenige Anz 
ſtände zu erledigen ſein, damit ſie erſcheinen kann. Nun iſt gegen den An⸗ 
trag der Drei⸗Stände⸗Kurie jedenfalls gar nichts zu erinnern, und die 
Abtheilung iſt einſtimmig der Anſicht geweſen, dieſer Bitte beizutreten. 


Marſchall: Da keine Bemerkung erfolgt, ſo wird es fo anzuſehen 


ſein, daß der Abtheilung beigeſtimmt worden iſt. Ich habe nun anzuzeigen, 


daß morgen die Wahlen für den Vereinigten Ausſchuß und für die Deputa⸗ 


tion für das Staatsſchuldenweſen werde vorgenommen werden, und zwar in 
den verſchiedenen getrennten Provinzial⸗ Landtagen. Diejenigen Mitglieder 
der Herren-Kuric, welche nach der beſtehenden geſetzlichen Beſtimmung an 
dieſen Wahlen theilnehmen, werden ſich alſo mit ihren Provinzial⸗Landtagen 
unter dem Vorſitze der Provinzial-Landtags⸗Marſchälle vereinigen, und es 
beruht auf einer Uebereinkunft mit den übrigen Provinzial⸗Landtags⸗Mar⸗ 
ſchällen, wenn ich jetzt in dem Falle bin, die Lokale zu bezeichnen, in welchen 
die Wahlen, und zwar um 10 Uhr morgen früh, werden vorgenommen 
werden. 

Graf Lynar: Ich bitte ums Wort. Ew. Durchlaucht haben die Ge⸗ 
wogenheit gehabt, mitzutheilen, daß diejenigen Mitglieder des Herren- 
ſtandes, welche an den Wahlen theilzunehmen hätten, ſich bei den Provinzial⸗ 
Landtagen einfinden ſollten. Ich habe geglaubt, daß gar kein Mitglied des 
Herrenſtandes von dieſen Wahlen ausgeſchloſſen wäre, und bitte alſo gehor⸗ 
ſamſt, mir darüber eine nähere Erleiterung zu geben. 

Marſchall: Es iſt nicht in dem Geſetze enthalten, daß die Herren⸗ 


Kurie als ſolche Wahlen vorzunehmen habe, ſondern es iſt nichts Anderes 


beſtimmt, als daß die wahlberechtigten Mitglieder ſich mit ihren verſchiedenen 
an zur Wahl vereinigen. Die Geſetze geben darüber deutliche Vor— 
rift. 

Graf Pork: Ich glaube, daß, da dieſe Wahlen in den Provinzial⸗ 
Landtagen vor ſich gehen, diejenigen Mitglieder, welche zweifelhaft ſind, in 
welchem Verhältniß fie ſtehen werden, die nöthige Auskunft darüber bei den 
Landtags⸗Marſchällen bekommen, falls nicht Ew. Durchlaucht beſondere In⸗ 
ſtructionen erhalten haben ſollten. 

Graf Lynar: Alſo Durchlaucht ſchreiben vor, daß ich mich auch an den 
Landtags⸗Marſchall der Provinz Brandenburg zu wenden habe? N 

Marſchall: Ich glaube, daß Alles, was noch in diefer Beziehung ir⸗ 
gend zu erledigen ſein wird, ſich leicht wird erledigen laſſen, wenn die ver⸗ 
ſchiedener Mitglieder Rückſprache, fo. weit es erforderlich ſcheint, mit ihren 
verſchiedenen Provinzial⸗Landtags⸗Marſchällen nehmen. An dieſe Rückſprache 
kann alſo die Erledigung der etwa noch obwaltenden Zweifel verwieſen wer⸗ 
den. Die Wahlen werden alſo morgen um 10 Uhr in den verſchiedenen Lo— 


kalen und übermorgen der Schluß des Landtages in einer Verſammlung der 


Vereinigten Kurien im Weißen Saale ſtattſinden. Nach dieſer Erledigung 
unſerer ſämmtlichen Geſchäfte bleibt mir nur übrig, Ihnen, durchlauchtigſte 
Prinzen und hochgeehrte Herren, meinen Dank zu ſagen für die vielfache 
Unterſtützung, welche Sie mir haben zu Theil werden laſſen, und durch welche 
Sie mir ein Amt, welches ein höchſt ehrenvolles war, leicht gemacht haben. 
Es wird immer zu meinen ſchönſten Erinnerungen gehören, der Vorſitzende 
einer Verſammlung geweſen zu ſein, welche ihre Aufgabe ſo richtig verſtan⸗ 
den und mit ſolchem Eifer und ſolcher Würde gelöſt hat. 

Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen: Es ſei mir erlaubt, 
wenngleich unvorbereitet und unverabredet, im Namen der Herren-Kurte den 
Dank ſagen zu dürfen für die Art und Weiſe, wie Sie, Herr Fürſt Land⸗ 
tags⸗Marſchall, dieſes ernſte Geſchäft geführt haben. Durch Ihre Leitung 
iſt es möglich geworden, der Herren⸗Kurie eine Stellung zu geben, wie ſie 
Se Majeftät gewünſcht hat, damit fie im Laude anerkannt werden und Wür⸗ 
digung finden möge. Iſt es uns gelungen, dieſer Stellung zu entſprechen, 
fo verdanken wir es Ihrer Leitung und Ihrer Führung, und es wird ung 
die Erinnerung dieſer Zeit unvergeßlich bleiben. 
rh Schluß der Sitzung gegen 4 auf 4 Uhr.) 
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Sitzung der Kurie der drei Stände am 25. Juni Abends. 


Die Sitzung beginnt um 64 Uhr unter dem Vorſitze des Marſchalls v. 
Rochow. f 3 
Marſchall: Das Protokoll der letzten Sitzung iſt in derſelben ſogleich 
vollzogen worden. Der Hr. Abg. v. Vincke hat das Wort zu einer allge⸗ 
meinen Bemerkung. 

Abg. Frhr. v. Vin cke: Dem Vernehmen nach find heute Morgen in 
den verſchiedenen acht Provinzen die Wahlen behufs der ſtändiſchen Deputa⸗ 
tion für das Staatsſchuldenweſen und behufs des Vereinigten Ausſchuſſes 
vorgenommen worden. Die Wahlen ſollen, wenn ich mich eines Ausdrucks 
des gewöhnlichen Lebens bedienen darf, ſehr buntſcheckig ausgefallen ſein. 
In einigen Provinzen ſollen ganze Stände die Wahl ganz verweigert haben, 
andere ſollen unter einem Vorbehalte, andere in einem Vertrauen, andere 
in einer Ueberzeugung, andere in einer Hingebung gewählt haben, kurz die 
Wahlen ſollen ſehr verſchieden ausgefallen ſein. Eben fo verſchieden ſoll das 
Verfahren der verſchiedenen Provinzial-Marſchälle geweſen ſein. Einzelne 
haben einen ſolch' allgemeinen Vorbehalt zugelaſſen, andere haben ihn mit 
ihrer Stellung nicht vereinbar gehalten, andere haben eine Declaration und 
andere eine Verzichtleiſtung auf die Vorbehalte verlangt, kurz es geht daraus 
hervor, daß das Reſultat ſehr verſchiedenartig ausgefallen iſt. Ich referire 
natürlich nur vom Hörenſagen, denn ich habe nur offizielle Kenntniß von 
den Verhandlungen in der Provinz Weſtfalen, der ich die [Ehre habe anzus 
gehören. In der Provinz Weſtfalen haben neun Mitglieder, unter denen 
ich mich befinde, erklärt, daß ſie aus formellen und materiellen Bedenken ſich 
nicht befugt halten, an der Wahl theilzunehmen, und zwar aus materiellen 
Bedenken, weil durch die geſtern eingetroffene Allerhöchſte Votſchaft die allge— 
meinen Bedenken in Beziehung auf die Nichtübereinſtimmung der älteren und 
neueren Geſetzgebung nicht gehoben ſeien, und ſie haben inſofern geglaubt, 
auch nicht einmal durch eine Wahlhandlung ihre Zuſtimmung dazu geben zu 
dürfen, daß eine Deputation gewählt würde, die durch ihre bloße Zuziehung 
im Sinne des Geſetzes vom 3. Februar 1847, das wir in dieſer Beziehung 
nicht für rechtsbeſtandig gehalten haben, für Kriegszeiten eine Staatsſchuld 
rechtsbeſtändig machen könnte. Ferner in Beziehung auf die Ausſchüſſe, infos 
fern ihnen die beſtimmte Befugniß beigelegt wird — des Beiraths für allge⸗ 
meine Geſetze, die ſich auf Perſonen, Eigenthum und Steuerverhältniſſe bes 
ziehen, eines Beiraths, den wir nur dem Vereinigten Landtage vindiziren zu 
müſſen glaubten. Aus formellen Bedenken, weil nicht drei Viertheil des 
Standes der Ritterſchaft, der Städte und der Landgemeinden verſammelt 
waren, die nach §. 38 der ſtändiſchen Geſetze nöthig ſind, um ſtändiſche Ve⸗ 
ſchlüſſe zu faſſen, alſo nach unſerer Auslegung auch Wahlen vorzunehmen; 
und ferner deshalb, weil nicht, wie im Reglement von 1842 über die ſtändi⸗ 
ſchen Wahlen vorgeſchrieben iſt, die verehrten Mitglieder 14 Tage vor dem 
Wahltermine dazu eingeladen worden ſind, um ſo mehr, als viele Mitglieder 
bereits abgereiſt ſind, welche ſich nun nicht in der Lage befanden, aus der 
Heimath hier in Verlin ſich wieder einzufinden, um bei dieſer ſehr wichtigen 
Wahl ſich zu betheiligen. a Beziehung auf dieſe Bedenken habe ich mich 
meinerſeits in meinem Gewiſſen verpflichtet gehalten, mich der Wahl zu ent⸗ 
halten, und habe gegen die Wahl, als nach meiner Ueberzeugung rechtsun⸗ 
gültig, proteſtirt. Ich wiederhole das hier von dieſer Tribüne und erlaube 
mir den Antrag, da ich nicht wiſſen kann, wie Erklärungen in die anderen 
Provinzen ausgefallen ſind, da es aber von höchſtem Intereſſe für das ganze 
Land und für alle unſere Komittenten iſt, zu wiſſen, wie ſich die einzelnen 
Mitglieder erklärt haben, daß die Wahlverhandlungen, wie es überhaupt in 
dem Geſetz begründet erſcheint, den ſtenographiſchen Berichten einverleibt, und 
ſo zur allgemeinen Kenntniß gebracht werde. Darauf trage ich an, indem 
ich meine Proteſtation gegen alle Wahlen hiermit auf das feierlichſte wieder⸗ 
hole. (Mehrere Stimmen: Bravo!) f N 

Marſchall: Zuvörderſt muß ich in Beziehung auf die Provinz Bran⸗ 
denburg, deren Wahl ich zu leiten die Ehre gehabt habe, gegen das Wort 
buntſcheckig proteſtiren. Unſere Provinz kann in die Kategorie der bunt⸗ 
ſcheckigen Wahlen nicht eingeſchloſſen werden. Es iſt in derſelben vollkom⸗ 
men nach dem Reglement verfahren worden, wie aus dem Protokoll hervor⸗ 
gehen wird, dem ich bereits das Imprimatur gegeben habe, um es in die 
Allgemeine Preußifbe Zeitung aufzunehmen. Sobald mir von ande 
rer Seite Abſchriften der Wahlprotokolle zugehen, werde ich: fie gleichfalls 
abdrucken laſſen, weil die Wahlen zu den’ Verhandlungen des Vereinigten 
Landtags gehören und dieſe auf Beſchluß der hohen Verſammlung veröffent⸗ 
licht werden ſollen. (Vielſtimmiges Bravo!) 

Abg. v. Vincke: Ich glaube, daß die verehrten Mitglieder, die meinem 
Vortrage eben irgend eine Aufmerkſamkeit zugewendet haben, mir das Zeug⸗ 
niß geben werden, daß ich keinesweges behauptet habe, daß die Wahlen der 
Provinz Brandenburg buntſchekig ausgefallen ſeien; ich habe nur behauptet, 
die Wahlen der verſchiedenen 8 Provinzen ſeien buntſchekig ausgefallen, d. h. 
in der einen iſt die Wahl vorgenommen worden, in der zweiten ſind Vor— 
behalte, in der dritten Bedingungen u. ſ. w. gemacht. Ich habe das aus— 
drücklich gefa,t und glaube daher die Vemerkung des Herrn Marſchalls nicht 
verſchuldet zu haben. Ich erkläre aut das beſtimmteſte, daß ſich meine Bes 
merkung buntſcheckig nur auf die Wahl der verſchiedenen 8 Provinzen be= 
zogen hat. Ich bin durchaus nicht in der Lage, über die Vornahme der 
Wahl irgend einer anderen Provinz, als der ich angehöre, mich auszuſprechen; 
ich bin aber der Ueberzeugung, daß irgend eine Wahl, welche unter dem 
Vorſitze des geehrten Herrn Marſchalls vorgenommen wird, unmöglich einem 
formellen Bedenken unterliegen kann, da ich zu der Unparteilichkeit, Ge⸗ 
rechtigkeitsliebe und zu der ſtets mit dem Gefeg übereinſtimmenden Handlungs⸗ 
weiſe des Herrn Marſchalls die volle Ueberzeugung habe, daß nie unter ſeiner 
Leitung irgend etwas vorkommen kann, was gegen das Geſetz verſtößt. Ich 
glaube mich hierdurch gegen den Herrn Marſchall gerechtfertigt zu haben. Ich 
würde es mir zum größten Vorwurfe machen, wenn ich in der letzten Stunde 
unſeres Zuſammenſeins eine Vemerkung gemacht hätte, die den Herrn Mar⸗ 
ſchall verletzen könnte. 00 5 

Marſchall: Ich nehme dieſe Erklärung dankbar an. 


(Schluß folgt.) 


